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Sitzung der Bürgerschaft
Die nächste Sitzung der Bürgerschaft findet am 

Mittwoch, dem 14. August 2019, um 13.30 Uhr statt.

Hamburg, den 6. August 2019

Die Bürgerschaftskanzlei
	 Amtl. Anz. S. 1077

Ungültigkeitserklärung 
einer Waffenbesitzkarte

Die durch die Stadt Hamburg, Waffenbehörde – J 4 –, 
am 23. August 2010 erteilte Waffenbesitzkarte mit der 
Dokumentennummer 000060245 des Herrn Alfred Goldha-
gen, geboren am 10. August 1940 in Hamburg, wohnhaft 
Mellande 16, 22393 Hamburg, ist verloren gegangen und 
wird hiermit für ungültig erklärt. 

Hamburg, den 26. Juli 2019

Die Behörde für Inneres und Sport 
– Polizei – Amtl. Anz. S. 1077

Ungültigkeitserklärung 
eines Jagdscheines

Der durch die Stadt Hamburg – Behörde für Inneres 
und Sport/Polizei J 4 – am 22. März 2018 erteilte Jagdschein 
mit der Dokumentennummer 87142 des Herrn Manfred 

Iden ist durch bestandskräftige Anordnung vom 22. August 
2018 für ungültig erklärt worden. 

Hamburg, den 18. Juli 2019

Die Behörde für Inneres und Sport 
– Polizei – Amtl. Anz. S. 1077

Ungültigkeitserklärung eines Dienstsiegels
Das Dienstsiegel Nummer 167 (20 mm) vom Bezirksamt 

Hamburg-Mitte mit der Umschrift: „Bezirksamt Ham-
burg-Mitte + Hamburg +“ (kleines Wappen) wurde miss-
bräuchlich genutzt und wird mit sofortiger Wirkung für 
ungültig erklärt.

Hamburg, den 17. Juli 2019

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
Amtl. Anz. S. 1077

Entwidmung von Wegeflächen in der 
ehemaligen Straße Gerstenbergstraße 

zwischen Langelohstraße und 
Brentanostraße/Bezirk Altona

Nach § 7 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) werden im 
Bezirk Altona, Gemarkung Nienstedten, Ortsteil 221, in der 
zwischen Langelohstraße und Brentanostraße liegenden 
ehemaligen Straße Gerstenbergstraße insgesamt etwa 
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372 m² große Wegeflächen (Flurstücke 1328, 1329, 1395 und 
1396) mit sofortiger Wirkung als für den öffentlichen Ver-
kehr entbehrlich entwidmet.

Die Pläne über den Verlauf der zu entwidmenden Flä-
chen liegen für die Dauer eines Monats während der Dienst
stunden im Foyer des Fachamtes Management des öffentli-
chen Raumes des Bezirksamtes Altona, Jessenstraße 1-3, 
22767 Hamburg, zur Einsicht für jedermann öffentlich aus. 
Während dieser Zeit können alle, deren Interessen durch 
die beabsichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendun-
gen (schriftlich oder zu Protokoll) dort vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 23. Juli 2019

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 1077

Widmung von 
 Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Hollenbek –
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen werden die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Hum-
melsbüttel, Ortsteil 520, belegenen Wegeflächen Hollenbek 
(Flurstücke 516 teilweise und 1424 [201 m²]) mit sofortiger 
Wirkung wie folgt gewidmet:

Von Alte Landstraße bis Wesselblek verlaufend dem 
allgemeinen Verkehr und die Wegefläche bei Haus Num-
mern 41-1 bis 41-4 verlaufend dem allgemeinen Fußgänger-
verkehr.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplänen kann 
beim Bezirksamt Wandsbek, Fachamt Management des 
öffentlichen Raumes, Barmbeker Markt 22, 22081 Ham-
burg, eingesehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe beim Bezirksamt Wandsbek, Fachamt 
Management des öffentlichen Raumes, Postfach 70 21 41, 
22021 Hamburg, Widerspruch eingelegt werden.

Hamburg, den 22. Juli 2019

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 1078

Beabsichtigung einer 
Widmung im Bezirk Bergedorf 

(Lindenbergweg und Schmidtweg)
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen werden der Lindenbergweg (Flurstück 3908 Gemar-
kung Bergedorf, Ortsteil Bergedorf) und der Schmidtweg 
(Flurstück 3907 Gemarkung Bergedorf, Ortsteil Bergedorf) 
mit sofortiger Wirkung dem öffentlichen Verkehr gewid-
met.

Die zu widmenden Flächen sind gelb markiert im Plan 
dargestellt.

Der Plan über den Umfang der zu widmenden Wegeflä-
chen liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst-

stunden im Fachamt Management des öffentlichen Raumes 
des Bezirksamtes Bergedorf, Kampweg 4, Zimmer 04, 21035 
Hamburg, zur Einsicht für jedermann öffentlich aus.

Während dieser Zeit können alle, deren Interessen 
durch die beabsichtigte Widmung berührt werden, Einwen-
dungen schriftlich oder zu Protokoll vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 23. Juli 2019

Das Bezirksamt Bergedorf
Amtl. Anz. S. 1078

Genehmigung der Satzung 
zur Änderung der Satzung 

des Francoper Sommerdeichverbandes
Die Verbandsversammlung des Francoper Sommer

deichverbandes hat am 10. April 2019 eine Änderung der 
§§ 2 und 4 der Satzung des Francoper Sommerdeichverban-
des beschlossen. Die Behörde für Umwelt und Energie als 
Aufsichtsbehörde über die Wasser- und Bodenverbände hat 
die Änderung des § 2 Absatz 4 sowie des § 4 Absatz 2 Sätze 3 
und 4 der Satzung am 25. Juli 2019 genehmigt.

Hamburg, den 25. Juli 2019

Die Behörde für Umwelt und Energie 
als Aufsichtsbehörde Amtl. Anz. S. 1078

Satzung 
zur Änderung der Satzung 

des Francoper Sommerdeichverbandes

Die Verbandsversammlung des Francoper Sommer
deichverbandes hat in ihrer Sitzung am 10. April 2019 unter 
anderem die folgenden Änderungen der Satzung des Fran-
coper Sommerdeichverbandes vom 15. März 1999 (Amtl. 
Anz. Nr. 84 vom 23. Juli 1999 S. 1985), zuletzt geändert am 
10. April 2017 (Amtl. Anz. Nr. 63 vom 11. August 2017  
S. 1370), beschlossen:

1.	 In § 2 wird folgender Absatz 4 angefügt:

„(4) Zur Ermittlung der Verbandsmitglieder und zur 
Festsetzung der Verbandsbeiträge nach dieser Satzung 
ist die Erhebung und Verarbeitung folgender Daten 
zulässig: Name, Vorname, Geburtsdatum, Meldean-
schrift, Kontoverbindung, grundstücksbezogene Daten. 
Die Daten dürfen außer zu den in Satz 1 genannten 
Zwecken nur für die Ermittlung und Auszahlung von 
Entschädigungen verarbeitet werden. Lässt sich der 
Vorstand bei seiner Tätigkeit, insbesondere bei der Bei-
tragserhebung, durch externe Dienstleister unterstüt-
zen, bleibt der Verband gegenüber seinen Mitgliedern 
für den ordnungsgemäßen Umgang mit den Daten ver-
antwortlich.“

2.	 In § 4 Absatz 2 werden folgende Sätze angefügt:

„Die zum Verband gehörenden Flurstücke (Verbands-
gebiet) sind aus einer Verbandsgebietskarte ersichtlich. 
Die Verbandsgebietskarte vom 25.03.2019 stellt die 
Grenze des Verbandsgebiets dar und ist als Anlage 1 
Bestandteil der Satzung.“

Die Verbandsgebietskarte kann ergänzend auch im 
Internet unter Verwendung des kostenlosen Online-Diens-
tes „Adobe Acrobat Reader“ unter der Adresse t.hh.
de/12768202 abgerufen werden.
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Öffentliche Ausschreibung

a)	 Freie und Hansestadt Hamburg,  
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 05 27 
E-Mail: beschaffungsstelle@bsw.hamburg.de

b) 	 Öffentliche Ausschreibung nach der Vergabe- und Ver-
tragsordnung für Bauleistungen – Teil A (VOB/A)

Vergabenummer: BUE ÖA-N3-342/19

c) 	 Vergabeunterlagen werden nur elektronisch zur Verfü-
gung gestellt.

Es werden auch schriftliche Angebote (in Papierform) 
akzeptiert.

Sofern das Vergabeverfahren elektronisch über das 
e-Vergabe-System „eVa“ durchgeführt wird, werden 
auch elektronische Angebote mit fortgeschrittener 
elektronischer Signatur, mit qualifizierter elektroni-
scher Signatur und in Textform nach § 126b BGB (aus-
schließlich innerhalb eines elektronischen Vergabema-
nagementsystems) akzeptiert.

d)	 Ausführung von Bauleistungen

e)	 21037 Hamburg

f)	 Tief- und Rohrleitungsbau

Die Freie und Hansestadt Hamburg beabsichtigt auf 
landwirtschaftlich genutzten Grünlandflächen der 
rund 31 ha (Hamburg-Kirchwerder) und 27 ha (Ham-
burg-Neuengamme) großen Plangebiete die Anhebung 
des Grabenwasserstands durch ein internes, von der 
Umgebung unabhängiges Zuwässerungssystem. Dazu 
sollen im HDD*-Verfahren (*Horizontal directional 
drilling) im Gebiet Kirchwerder 2 Dükertrassen und 
im Gebiet Neuengamme 5 Dükertrassen hergestellt 
werden. Diese versorgen als Freispiegelleitungen die 
450 von der Gose-Elbe aus angeschlossenen Bereiche. 
Für eine Automation bzw. Fernsteuerung der zur Rege-
lung im System erforderlichen Pegel und Wehre sind 
parallel zu den Freispiegelleitungen je 2 Kabeldüker als 
Leerrohre mit Zugband/-draht einzuziehen. 

Kirchwerder: Dk K-1 140 m Düker unter Heinrich 
Osterath-Straße, DK K-2 70 m Düker unter Nördl. 
Kirchwerder Sammelgraben.

Neuengamme: Dk N-1 260 m Düker unter Neuengam-
mer Hinterdeich bis Flst. 270, Dk-N-2 140 m Düker 
unter Reitbrooker Sammelgraben und div. Gasleitun-
gen, Dk N-3 60 m Düker unter Graben und Ölleitung, 
Dk N-4 60 m Düker unter Weg und div. Leitungen, 
Dk N-5 100 m Düker unter Weg und div. Leitungen.

g)	 Entfällt

h) 	 Aufteilung in Lose: nein

i) 	 Beginn der Ausführung: voraussichtlich 16. September 
2019, mit der Ausführung kann unmittelbar nach 
Zuschlagserteilung begonnen werden.

Fertigstellung oder Dauer der Ausführung: 31. Okto-
ber 2019.

j) 	 Nebenangebote sind nicht zugelassen.

k) 	 Die Vergabeunterlagen sind über die Veröffentli-
chungsplattform der Freien und Hansestadt Hamburg 
(http://www.hamburg.de/oeffentliche-auftraege/) elek
tronisch abrufbar.

Fragen und Antworten während des Verfahrens wer-
den ebenfalls auf der Veröffentlichungsplattform 
bekannt gemacht. Ein Versand per E-Mail erfolgt nicht.

l)	 Entfällt

m) 	 Die Angebote können bis zum 15. August 2019 um 9.30 
Uhr eingereicht werden.

n)	 Anschrift, an die die Angebote zu richten (und/oder 
ggf. elektronisch zu übermitteln) sind:

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Beschaffungsstelle für BSW und BUE,  
Eröffnungsstelle, Zimmer E.01.281,  
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg

o) 	 Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufassen.

p) 	 Ablauf der Angebotsfrist am 15. August 2019 um 9.30 
Uhr.

Öffnungstermin an der Anschrift der lit. n) am 15. Au
gust 2019 um 9.30 Uhr.

Bei der Öffnung der Angebote dürfen Bieter und ihre 
Bevollmächtigten anwesend sein.

q) 	 Geforderte Sicherheiten siehe Vergabeunterlagen.

r)	 Zahlungsbedingungen siehe Vergabeunterlagen.

s)	 Die Rechtsform der Bietergemeinschaft nach der Auf-
tragserteilung muss eine gesamtschuldnerisch haftende 
Arbeitsgemeinschaft mit bevollmächtigtem Vertreter 
sein.

t)	 Präqualifizierte Unternehmen führen den Eignungs-
nachweis durch ihren Eintrag in die Liste des „Vereins 
für Präqualifikation von Bauunternehmen e.V.“ (sog. 
Präqualifikationsverzeichnis).

Beim Einsatz von Nachunternehmern ist auf gesonder-
tes Verlangen deren Präqualifikation nachzuweisen.

Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu-
figen Eignungsnachweis bestimmte Eigenerklärungen 
auf dem gesonderten Formblatt „Eignung“ der Verga-
beunterlagen abzugeben. Von den Bietern der engeren 
Wahl sind die Eigenerklärungen auf Verlangen durch 
(ggf. deutschsprachig übersetzte) Bescheinigungen zu 
bestätigen.

Darüber hinaus sind zum Nachweis der Eignung wei-
tere Angaben gemäß § 6a Abs. 3 VOB/A im Wege eines 
Einzelnachweises zu machen.

Die einzelnen Eignungsnachweise sind dem Formblatt 
„Eignung“ der Vergabeunterlagen zu entnehmen.

Der Vordruck „Eignung“ mit allen geforderten Erklä-
rungen und Nachweisen ist zusammen mit dem Ange-
bot unterschrieben vorzulegen.

u) 	 Die Zuschlagskriterien sind den Vergabeunterlagen 
(Formblatt Aufforderung Angebotsabgabe bzw. im 
eVergabesystem „eVa“ der Anlage zur Information der 
Ausschreibung) zu entnehmen.

v) 	 Die Bindefrist endet am 14. September 2019 um 24.00 
Uhr.

w) 	 Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A):  
Behörde für Umwelt und Energie, Amtsleitung N, 
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg

Hamburg, den 26. Juli 2019

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 654

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen
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Auftragsbekanntmachung

Verfahrensart: Verhandlungsvergabe

Bezeichnung: Vergabe von drei Konzessionen zur Nutzung 
der Eventfläche im Rahmen der Hauptveranstaltung Ham-
burger DOM (Frühlings-, Sommer- und Winterdom) 2020

Auftraggeber:  
Freie und Hansestadt Hamburg 
Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation  
Hamburger DOM, Hafengeburtstag, bezirkliche Märkte 
Alter Steinweg 4, 20459 Hamburg

Name und Kontaktdaten der zur Angebotsabgabe auffor-
dernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden Stelle sowie 
der Stelle, bei der die Angebote oder Teilnahmeanträge 
einzureichen sind: 

Freie und Hansestadt Hamburg 
Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation  
Hamburger DOM, Hafengeburtstag, bezirkliche Märkte 
Alter Steinweg 4, 20459 Hamburg 
E-Mail: hamburger-dom@bwvi.hamburg.de

Nr./Az. des Vergabeverfahrens: VVK 03/2019

Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzurei-
chen sind:

E-Mail mit dem Betreff „Eventfläche DOM VVK 03/2019“

Maßnahmen zum Schutz der Vertraulichkeit und Informa-
tionen zum Zugriff auf die Vergabeunterlagen: Entfällt.

Art und Umfang der Leistung: Durchführung jeweils einer 
eigens konzeptionell entwickelten Veranstaltung auf der 
Eventfläche des Hamburger DOM 2020

Ort der Leistungserbringung: Heiligengeistfeld Hamburg

Lose: Entfällt.

Nebenangebote: Entfällt.

Ausführungsfrist:

Frühlingsdom 27. März 2020 – 26. April 2020 
Sommerdom 24. Juli 2020 – 23. August 2020 
Winterdom 6. November 2020 – 6. Dezember 2020

Teilnahme- oder Angebotsfrist:

Angebotsfrist: 30. September 2019, 13.00 Uhr

Bindefrist: 1. November 2019

Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterlagen 
abgerufen werden können:

http://www.hamburg.de/lieferungen-und-leistungen/

Höhe etwa geforderter Sicherheitsleistungen: Entfällt.

Die wesentlichen Zahlungsbedingungen oder die Angabe 
der Unterlagen, in denen sie enthalten sind:

Die wesentlichen Zahlungsbedingungenen sind in den Ver-
gabeunterlagen (Konzessionsbeschreibung und Vertrags-
entwurf) enthalten.

Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vorzule-
genden Unterlagen, die der Auftraggeber für die Beurtei-
lung der Eignung des Bewerbers oder Bieters und des 
Nichtvorliegens von Ausschluss gründen verlangt:

Nr. Erklärung/Nachweis/Sonst. besondere Bedingung

E 1 Eigenerklärung zur Eignung  
(ausgefülltes und unterschriebenes Formblatt) 

E 2 

Erklärung über den Gesamtumsatz sowie den 
Umsatz bezüglich der hier ausgeschriebenen Leis-
tung, jeweils bezogen auf die letzten drei Geschäfts-
jahre. Ist das Unternehmen noch nicht drei Jahre am 
Markt tätig, ist es möglich, die genannten Angaben 
über die bisherige Tätig- keit zu machen. 

E 3 

Liste der wesentlichen in den letzten drei Jahren 
erbrachten vergleichbaren Leistungen mit folgenden 
Angaben:
–	 Veranstaltungsthema
–	 Brutto- und Nettoveranstaltungsfläche,
–	 maximal zeitgleich anwesenden Besucherzahl,
–	 Besucherzahl insgesamt,
–	 Veranstaltungsdauer und -termine,
–	 Rahmenprogramm
–	 öffentlichen oder privaten Auftraggeber  

einschließlich Ansprechpartner und Telefon-
nummer sowie

–	 ggf. Veranstaltungswebsite.
Vergleichbar sind Open-Air-Veranstaltungen mit 
einer Bruttofläche von mindestens 2.000 m² und 
mindestens 1.000 Besuchern pro Tag.

Ist das Unternehmen noch nicht drei Jahre am Markt 
tätig, ist es möglich, die genannten Angaben über die 
bisherige Tätigkeit zu machen. 

E 4 

Nachweis der beruflichen (fachlichen) Befähigung 
des Projektleiters und (sofern abweichend) Veran-
staltungsleiters und der jeweiligen Stellvertreter 
(z. B. relevante Aus- und Fortbildungsnachweise, 
Lebensläufe, Referenzen) 

E 5 

Nachweis einer Versicherung mit folgenden Deck-
ungssummen zur Deckung von Schäden, die dem 
Konzessionsgeber und/oder Dritten im Rahmen der 
Veranstaltung durch den Konzessionsnehmer und/ 
oder dessen Erfüllungsgehilfen entstehen (in der 
Regel Betriebs- bzw. Veranstaltungshaftpflichtversi-
cherung): Personenschäden 5.000.000 EUR, Sach-
schäden 1.000.000 EUR, Vermögensschäden 
100.000 EUR oder Eigenklärung, in der die Bereit-
schaft erklärt wird, im Falle der Zuschlagserteilung 
eine entsprechende Versicherung abzuschließen. 

E 6 
Falls zutreffend: Angabe, welche Teile des Auftrags 
als Unterauftrag vergeben werden sollen, falls bereits 
bekannt, an wen 

E 7 

Falls zutreffend: Erklärung der Bietergemeinschaft 
(ausgefülltes und unterschriebenes Formblatt) 
sowie Angabe, welche Teilleistungen durch welche 
Unternehmen erbracht werden sollen und wie die 
Zusammenführung der Teilergebnisse erfolgen soll. 

Angabe der Zuschlagskriterien: Siehe Ziffer 4.2 der Kon-
zessionsbeschreibung.

Sonstiges: Bewerber müssen eine Eigenerklärung zur 
Tariftreue und zur Zahlung eines Mindestlohnes gemäß § 3 
Hamburgisches Vergabegesetz vorlegen.

Hamburg, den 22. Juli 2019

Die Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation
655

Auftragsbekanntmachung

Verfahrensart: Verhandlungsvergabe

Bezeichnung: Vergabe einer Dienstleistungskonzession

Betrieb eines Festzelts auf dem Hamburger DOM im Zeit-
raum von 2020 bis 2022

Auftraggeber:  
Freie und Hansestadt Hamburg 
Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation  
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Hamburger DOM, Hafengeburtstag, bezirkliche Märkte 
Alter Steinweg 4, 20459 Hamburg
Name und Kontaktdaten der zur Angebotsabgabe auffor-
dernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden Stelle sowie 
der Stelle, bei der die Angebote oder Teilnahmeanträge 
einzureichen sind: 
Freie und Hansestadt Hamburg 
Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation  
Hamburger DOM, Hafengeburtstag, bezirkliche Märkte 
Alter Steinweg 4, 20459 Hamburg 
E-Mail: stefan.luckner@bwvi.hamburg.de
Nr./Az. des Vergabeverfahrens: VVK 04/2019
Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzurei-
chen sind:
E-Mail mit dem Betreff „Angebot VVK 04/2019“
Maßnahmen zum Schutz der Vertraulichkeit und Informa-
tionen zum Zugriff auf die Vergabeunterlagen: Entfällt.
Art und Umfang der Leistung: Der Konzessionsnehmer 
stellt und bewirtet ein dem heutigen Standard entsprechen-
des Festzelt während der DOM-Veranstaltungen. Näheres 
kann den Vergabeunterlagen (Konzessionsbeschreibung) 
entnommen werden.
Ort der Leistungserbringung: Heiligengeistfeld Hamburg/
Hamburger DOM
Lose: Entfällt.
Nebenangebote: Entfällt.
Ausführungsfrist:
Veranstaltungszeiten des Hamburger DOM im Zeitraum 
von 2020 bis 2022
Teilnahme- oder Angebotsfrist:
Angebotsfrist: 30. September 2019 , 13.00 Uhr
Bindefrist: 1. November 2019
Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterlagen 
abgerufen werden können:
http://www.hamburg.de/lieferungen-und-leistungen/
Höhe etwa geforderter Sicherheitsleistungen: Entfällt.
Die wesentlichen Zahlungsbedingungen oder die Angabe 
der Unterlagen, in denen sie enthalten sind:
Die wesentlichen Zahlungsbedingungen sind in den Verga-
beunterlagen (Konzessionsbeschreibung und Vertragsent-
wurf) enthalten.
Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vorzule-
genden Unterlagen, die der Auftraggeber für die Beurtei-
lung der Eignung des Bewerbers oder Bieters und des 
Nichtvorliegens von Ausschluss gründen verlangt:

Nr. Erklärung/Nachweis/Sonst. besondere Bedingung

E 1 Eigenerklärung zur Eignung  
(ausgefülltes und unterschriebenes Formblatt)

E 2

Liste der wesentlichen in den letzten drei Jahren 
erbrachten vergleichbaren Leistungen mit folgenden 
Angaben:
–	 Name der Veranstaltung, sowie des Gesamtveran-

stalters
–	 Zeltgröße
–	 maximal zeitgleich anwesenden Besucherzahl,
–	 Veranstaltungsdauer und -termine,
–	 Darstellung des Musik-/Rahmenprogramms
–	 ggf. Veranstaltungswebsite.
Ist das Unternehmen noch nicht drei Jahre am 
Markt tätig, ist es möglich, die genannten Angaben 
über die bisherige Tätigkeit zu machen.

E 3

Nachweis der beruflichen (fachlichen) Befähigung 
sowie der Erfahrung in der Gastronomie des Fest-
zeltwirtes und (sofern abweichend) Veranstaltungs-
leiters (z. B. relevante Aus- und Fortbildungsnach-
weise, Lebensläufe, Referenzen)

E 4

Nachweis einer Versicherung mit folgenden 
Deckungssum- men zur Deckung von Schäden, die 
dem Konzessionsgeber und/oder Dritten im Rah-
men der Veranstaltung durch den Konzessionsneh-
mer und/oder dessen Erfüllungsgehilfen entstehen 
(in der Regel Betriebs- bzw. Veranstaltungshaft- 
pflichtversicherung): Personenschäden 5.000.000 
EUR, Sachschäden 1.000.000 EUR, Vermögensschä-
den 100.000 EUR oder Eigenklärung, in der die 
Bereitschaft erklärt wird, im Falle der Zuschlagser-
teilung eine entsprechende Versicherung abzu-
schließen.

E 5
Falls zutreffend: Angabe, welche Teile des Auftrags 
als Unterauftrag vergeben werden sollen und, falls 
bereits bekannt, an wen.

E 6

Falls zutreffend: Erklärung der Bietergemeinschaft 
(ausgefülltes und unterschriebenes Formblatt) sowie 
Angabe, welche Teilleistungen durch welche Unter-
nehmen erbracht werden sollen und wie die Zusam-
menführung der Teilergebnisse erfolgen soll.

Angabe der Zuschlagskriterien: Siehe Ziffer 4.2 der Kon-
zessionsbeschreibung.

Sonstiges: Bewerber müssen eine Eigenerklärung zur 
Tariftreue und zur Zahlung eines Mindestlohnes gemäß § 3 
Hamburgisches Vergabegesetz vorlegen.

Hamburg, den 22. Juli 2019

Die Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation
656

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 209-19 IE

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Zubau von Unterrichtsflächen,  
Bondenwald 14b in 22453 Hamburg

Bauauftrag: Putz

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 91.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. November 2019 bis Dezember 2019

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
20. August 2019 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
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Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 29. Juli 2019

Die Finanzbehörde 657

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 210-19 IE

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Zubau von Unterrichtsflächen,  
Bondenwald 14b in 22453 Hamburg

Bauauftrag: Trockenbau

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 234.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. Dezember 2019 bis April 2020

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
20. August 2019 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-

sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 29. Juli 2019

Die Finanzbehörde 658

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB ÖA 211-19 PF
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung einer Dreifeldhalle,  
Steinhauerdamm 17 in 22087 Hamburg
Bauauftrag: Beton und Stahlbeton
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 21.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. Januar 2020 bis Februar 2020
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
15. August 2019 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 26. Juli 2019

Die Finanzbehörde 659

Beschränkte Ausschreibung 
nach öffentlichem Teilnahmewettbewerb

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB ÖT 010-19 LG
Verfahrensart: Beschränkte Ausschreibung  
nach öffentlichem Teilnahmewettbewerb
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Handwerkerzeitvertrag (Rahmenvertrag)
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Bauauftrag: Dachdecker und Klempner 
Instandhaltung in 10 Losen

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt:  
706.000,– Euro/Jahr über alle Lose,  
Abrufhöhe von max. 25.000,– Euro  
netto je Einzelabruf.

Vertragslaufzeit: 1. Dezember 2019 bis 30. November 2020

Der AG ist berechtigt, die Vertragslaufzeit durch einseitige 
Erklärung (Optionserklärung) einmal um 1 Jahr zu bisheri-
gen Bedingungen dieses Vertrages zu verlängern (Options-
recht).

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
19. August 2019 um 12.00 Uhr

Kontaktstelle: SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „LINK“ sind dort die Teilnahmeunterla-
gen für die hier ausgeschriebene Leistung zum Download 
kostenfrei hinterlegt.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Hamburg, den 26. Juli 2019

Die Finanzbehörde 660

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 174-19 AS

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Erweiterungsbau mit Mehrzweckhalle und Mensa,  
Richardstraße 1 in 22081 Hamburg

Bauauftrag: Sportboden

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 65.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. Januar 2020 bis Februar 2020

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
30. August 2019 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 

direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 30. Juli 2019

Die Finanzbehörde 661

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 176-19 AS

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Erweiterungsbau mit Mehrzweckhalle und Mensa,  
Richardstraße 1 in 22081 Hamburg

Bauauftrag: Prallwand

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 33.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. März 2020 bis April 2020

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
30. August 2019 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 30. Juli 2019

Die Finanzbehörde 662
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Offenes Verfahren (EU) [VgV]

Rahmenvertrag IT-Technik Cisco Compute Hardware

1)	 Bezeichnung und die Anschrift der zur Angebotsab-
gabe auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilen-
den Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder 
Teilnahmeanträge einzureichen sind

Universität Hamburg,  
Mittelweg 177, 20148 Hamburg, Deutschland

2)	 Verfahrensart

Offenes Verfahren (EU) [VgV]

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge kann 
elektronisch oder nicht elektronisch erfolgen

4)	 Entfällt

5)	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis-
tungserbringung

Im Zuge der Modernisierung von Server-/Compute-
komponenten sowie zur Erweiterung plant die Univer-
sität Hamburg (kurz: UHH, auch als Auftraggeber oder 
AG bezeichnet) die Beschaffung weiterer IT-Technik. 
Ferner beabsichtigt die Universität Hamburg, den Ser-
vice für Bestandskomponenten der IT-Technik neu zu 
vergeben.

Ziel des Vergabeverfahrens ist daher der Abschluss 
eines Rahmenvertrages, um eine vertragliche Regelung 
zur Beschaffung benötigter IT-Technik sowie zur 
Beauftragung von Service- und Supportleistungen zu 
festgelegten Konditionen zu erzielen. Somit ist mit der 
vorliegenden Ausschreibung nicht beabsichtigt, die 
vorhandenen Serverinfrastruktur komplett auszutau-
schen.

Ort der Leistungserbringung: 20146 Hamburg

6)	 Entfällt

7)	 Gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten

Nebenangebote sind nicht zugelassen.

8)	 Entfällt

9)	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla-
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.Bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=k2rsiAl9 %252fsg %253d

10)	 Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 26. August 2019, 11.00 
Uhr, Bindefrist: 31. Oktober 2019.

11)	 Entfällt

12)	 Entfällt

13)	 Entfällt

14)	 Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 
den Vergabeunterlagen genannt werden.

Freie Verhältniswahl Preis/Leistung.

Hamburg, den 23. Juli 2019

Universität Hamburg 663

Offenes Verfahren (EU) [VgV]

Rahmenvertrag IT-Technik Cisco Compute Hardware

1)	 Bezeichnung und die Anschrift der zur Angebotsab-
gabe auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilen-
den Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder 
Teilnahmeanträge einzureichen sind

Universität Hamburg,  
Mittelweg 177, 20148 Hamburg, Deutschland

2)	 Verfahrensart

Offenes Verfahren (EU) [VgV]

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge kann 
elektronisch oder nicht elektronisch erfolgen

4)	 Entfällt

5)	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis-
tungserbringung

Im Zuge der Modernisierung von Server-/Compute-
komponenten sowie zur Erweiterung plant die Univer-
sität Hamburg (kurz: UHH, auch als Auftraggeber oder 
AG bezeichnet) die Beschaffung weiterer IT-Technik. 
Ferner beabsichtigt die Universität Hamburg, den Ser-
vice für Bestandskomponenten der IT-Technik neu zu 
vergeben.

Ziel des Vergabeverfahrens ist daher der Abschluss 
eines Rahmenvertrages, um eine vertragliche Regelung 
zur Beschaffung benötigter IT-Technik sowie zur 
Beauftragung von Service- und Supportleistungen zu 
festgelegten Konditionen zu erzielen. Somit ist mit der 
vorliegenden Ausschreibung nicht beabsichtigt, die 
vorhandenen Serverinfrastruktur komplett auszutau-
schen.

Ort der Leistungserbringung: 20146 Hamburg

6)	 Entfällt

7)	 Gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten

Nebenangebote sind nicht zugelassen.

8)	 Entfällt

9)	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla-
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.Bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=0wwViq%252bJeXQ%253d  

10)	 Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 26. August 2019, 11.00 
Uhr, Bindefrist: 31. Oktober 2019.

11)	 Entfällt

12)	 Entfällt

13)	 Entfällt

14)	 Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 
den Vergabeunterlagen genannt werden.

Freie Verhältniswahl Preis/Leistung.

Hamburg, den 25. Juli 2019

Universität Hamburg 664
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GRUNDLAGEN

Die Hamburgische Investitions- und Förderbank (IFB) ist 
die Förderbank der Freien und Hansestadt Hamburg 
(FHH). Sie unterstützt den Senat bei der Erfüllung öffentli-
cher Aufgaben. Dabei führt sie im staatlichen Auftrag För-
dermaßnahmen, insbesondere Finanzierungen im Einklang 
mit den Beihilfevorschriften der Europäischen Union und 
unter Beachtung des gemeinschaftsrechtlichen Diskrimi-
nierungsverbotes, im eigenen Namen durch.

Die Förderung erfolgt insbesondere durch die Gewährung 
von Darlehen und Zuschüssen sowie durch die Übernahme 
von Sicherheitsleistungen. Entsprechend den EU-rechtli-
chen Vorgaben für Förderinstitute verfügt die IFB über die 
staatlichen Garantien der Anstaltslast und Gewährträger-
haftung.

Die FHH haftet zudem im Rahmen einer Refinanzierungs-
garantie unmittelbar für die von der IFB aufgenommenen 
Darlehen und Kredite sowie für Kredite, die von der IFB 
gewährleistet werden. Diese unmittelbare Haftung erstreckt 
sich auch auf die von der IFB emittierten Inhaberschuld-
verschreibungen.

Forderungen gegenüber der IFB werden von der Bundesan-
stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) bezüglich 
der Schuldnerqualität dementsprechend als gleichrangig 
mit direkten Forderungen gegenüber der FHH eingestuft. 
Die FHH hat die Ratingbestnote AAA der Ratingagentur 
Fitch.

Zusätzlich zu den vorgenannten Haftungsregelungen be
steht zugunsten der IFB ein in § 17 Abs. 3 des Gesetzes über 
die Hamburgische Investitions- und Förderbank (IFBG) 
verankerter Verlustausgleich, der die FHH verpflichtet, 
Verluste der IFB auszugleichen, wenn die jährlichen Auf-
wände nicht durch Erträge gedeckt sind. Über den Vertrag 
zum Verlustausgleich und den Vertrag zum Zinsausgleich 
erhält die IFB von der FHH Ausgleichszahlungen für die 
gewährten Subventionen.

Die IFB weist deshalb in jedem Geschäftsjahr ein mindes-
tens ausgeglichenes Geschäftsergebnis aus.

Die Ziele und Strategien der Bank leiten sich aus dem 
gesetzlichen Auftrag ab und werden jährlich im Rahmen 
einer Geschäfts- und Risikostrategie konkretisiert und mit 
dem Verwaltungsrat abgestimmt.

Als Förderbank der FHH fokussiert sich die Geschäftstätig-
keit der IFB auf die Förderung von Projekten oder Betriebs-
stätten auf Hamburger Stadtgebiet.

WIRTSCHAFTLICHE RAHMENBEDINGUNGEN
Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen im Geschäfts-
jahr 2018 waren geprägt von einer durch Handelskonflikte 
belasteten Weltwirtschaft und Unsicherheiten wie den Aus-
tritt des Vereinigten Königreichs aus der Europäischen 
Union. Die deutsche Wirtschaft konnte sich 2018 in diesem 
schwierigen Umfeld insgesamt gut behaupten.

Die Europäische Zentralbank (EZB) verfolgte 2018 weiter 
eine expansive Geldpolitik. Der Zinssatz für die Hauptrefi-
nanzierungsgeschäfte wurde unverändert bei 0,00 % belas-
sen. Der negative Zinssatz für die Einlagefazilität blieb 
ebenfalls unverändert bei -0,40 %.

Die deutsche Wirtschaft befand sich 2018 in einer Phase der 
moderaten, etwas abgeschwächten Konjunktur. Nach ers-
ten Berechnungen des Statistischen Bundesamtes war das 

preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt (BIP) im Jahres-
durchschnitt 2018 um 1,5 % höher als im Vorjahr. In den 
beiden vorangegangenen Jahren war das BIP noch etwas 
stärker jeweils um 2,2 % gewachsen. Private als auch staat
liche Konsumausgaben sorgten für positive Wachstumsim-
pulse. Nahezu alle Wirtschaftsbereiche konnten positiv zur 
wirtschaftlichen Entwicklung beitragen. Das Baugewerbe 
befand sich in der Hochkonjunktur.

Die Verbraucherpreise in Deutschland stiegen im Jahres-
durchschnitt 2018 gegenüber 2017 um 1,9 %. Die Jahresteu-
erungsrate lag damit etwas höher als im Vorjahr (+ 1,8 %). 
Für die erhöhte Jahresteuerungsrate 2018 war maßgeblich 
die Preisentwicklung bei Energie und Nahrungsmitteln 
verantwortlich.

Der deutsche Arbeitsmarkt hat sich 2018 sehr gut entwickelt. 
Im Jahresdurchschnitt waren in Deutschland 2.340.000 
Menschen arbeitslos gemeldet. Im Vergleich zum Vorjahr 
waren das 193.000 Menschen weniger. Die Arbeitslosen-
quote sank damit gegenüber 2017 um 0,5 Prozentpunkte auf 
5,2 %. Rund 44,8 Mio. Personen mit Arbeitsort in Deutsch-
land waren im Jahresdurchschnitt erwerbstätig. Die Zahl 
der Erwerbstätigen liegt nach ersten vorläufigen Berech-
nungen des Statistischen Bundesamtes im Jahr 2018 um 
562.000 Personen oder 1,3 % höher als im Vorjahr.

Für 2019 erwarten die führenden Wirtschaftsforschungs
institute erneut einen Anstieg des Wirtschaftswachstums in 
Deutschland. Die Schätzungen reichen von 1,4 % bis 2,0 %. 
Die Volkswirte der Bundesbank erwarten für die Jahre 2019 
und 2020 ein kalenderbereinigtes Wirtschaftswachstum von 
jeweils 1,6 %.

Das Wirtschaftswachstum lag in Hamburg nach den vor
liegenden vorläufigen Berechnungen des Arbeitskreises 
„Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder“ für das 
erste Halbjahr 2018 preisbereinigt bei 1,8 % und entspricht 
damit annähernd dem Bundesdurchschnitt mit 1,9 %. Posi-
tive Wachstumsimpulse gingen weiterhin vom Verarbeiten-
den Gewerbe aus, das die gleiche Entwicklung wie auf 
Bundesebene zeigte. Unterschiede in der Entwicklung gab 
es bei den Dienstleistungen. Während das Gastgewerbe in 
Hamburg im Bundesvergleich erneut einen höheren 
Zuwachs bei der Wirtschaftsleistung zeigte, blieb der Ham-
burger Großhandel erneut hinter der Entwicklung auf Bun-
desebene zurück. Im Vergleich zum Vorjahr stieg die vor-
läufige Zahl der Erwerbstätigen um 14.500 auf insgesamt 
1.259 600 Personen an. Mit diesem Wachstum von plus 
1,2 % lag Hamburg nur knapp unter der bundesweiten Ent-
wicklung von plus 1,3 %.

Zum Jahreswechsel 2018/2019 befand sich laut Konjunktur-
barometer der Handelskammer Hamburg die Hamburger 
Wirtschaft in weiterhin überdurchschnittlich positiver Ver-
fassung. Die Vorausschau auf 2019 ist verhalten optimis-
tisch. Größtes Risiko bei der wirtschaftlichen Entwicklung 
bleibt der Fachkräftemangel. Höhere Investitionsausgaben 
in den kommenden zwölf Monaten beabsichtigen 34,4 % der 
Befragten. Hamburg gewinnt als Standort für Startups an 
Bedeutung und liegt laut KfW-Gründungsmonitor 2018 auf 
Platz zwei im Bundeslandranking der Gründungstätigkeit 
– nahezu gleichauf mit Berlin.

Der Hamburger Markt für Wohnimmobilien zeigt sich wie-
derholt in einer guten Verfassung. Einen positiven Einfluss 
auf den Wohnungsbau haben nach wie vor die günstigen 
Finanzierungsbedingungen für Baukredite und vor dem 
Hintergrund der Situation an den Kapitalmärkten das Inte-

HAMBURGISCHE INVESTITIONS- UND FÖRDERBANK 
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts, Hamburg

Lagebericht 2018
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resse der Investoren, ihr Kapital vermehrt in Immobilien 
anzulegen.

Die Hamburger Stadtentwicklungspolitik hat zentral dazu 
beigetragen, eine deutliche Dynamik im Wohnungsneubau 
zu erzeugen und damit der weiterhin hohen Nachfrage nach 
Wohnraum in Hamburg zu begegnen. Mit dem „Bündnis 
für das Wohnen“ und dem „Vertrag für Hamburg“, die 
jeweils zwischen Stadt und Wohnungswirtschaft bzw. Stadt 
und Bezirken geschlossen und 2016 für die aktuelle Legisla-
turperiode erneuert worden sind, ist eine qualitative Ver-
besserung der Rahmenbedingungen für Investitionen in 
den Wohnungsbau eingetreten. Die strategische Erschlie-
ßung von Flächen-Potentialen erfolgt auf dem Wege der 
Verdichtung in den inneren Stadtteilen und der Erschlie-
ßung neuer Quartiere am Stadtrand. Mit dem „Vertrag für 
Hamburg“ und dem „Bündnis für das Wohnen“ verfügt die 
Stadt Hamburg über einen institutionalisierten Handlungs-
rahmen, der alle am Vertrag beteiligten Parteien auf die 
Erreichung der vereinbarten Neubauziele ausrichtet.

Diese Maßnahmen haben u. a. dazu beigetragen, dass die 
Baugenehmigungen deutlich gesteigert werden konnten. 
Gemäß den Angaben der Behörde für Stadtentwicklung 
und Wohnen vom Januar 2019 wurde 2018 der Neubau von 
11.243 Wohnungen genehmigt und damit das vereinbarte 
Ziel von 10.000 Baugenehmigungen erneut deutlich über-
troffen. Seit 2011 summiert sich die Zahl der Baugenehmi-
gungen damit auf 83.512.

Der Neubau von sozialem Wohnraum ist in diesem Zusam-
menhang von besonderer Bedeutung. Die Förderung für 
den öffentlich geförderten Wohnungsbau wurde Ende 2018 
weiter ausgebaut. Investoren erhalten zusätzliche Förderan-
reize, wenn sie längere Bindungszeiten von mindestens 20 
oder 30 Jahren wählen. Hierfür werden anfänglich einma-
lige Zuschüsse erhöht. Damit wurde die ab 2019 verbindli-
che Mindestbindungsdauer von 20 Jahren vorgezogen.

GESCHÄFTSENTWICKLUNG

Die IFB unterstützt mit ihrer Förderung in ihren drei 
Geschäftsfeldern die FHH bei der Umsetzung aktueller 
gesellschaftlicher Herausforderungen in wichtigen Zukunfts
themen:

–	 „Wohnungsbau“,

–	 „Wirtschaft und Umwelt“ sowie

–	 „Innovation“.

GESCHÄFTSFELD WOHNUNGSBAU

Das Jahr 2018 war im Bereich Wohnraumförderung vor 
allem geprägt von der erfolgreichen Förderung im Bereich 
des Neubaus von Mietwohnungen. Der bereitgestellte Sub-
ventionsbarwert der Förderprogramme lag mit 250,6 Mio. e 
auf hohem Niveau.

Die IFB hat mit der Bewilligung von 3.001 Neubaumiet-
wohnungen das angestrebte Ziel erneut erfüllt. Damit sind 
die Zielzahlen für den sozialen Wohnungsbau das siebte 
Jahr in Folge erreicht worden. Gleichzeitig wurden mindes-
tens 2.466 von der IFB in den Vorjahren bewilligte Woh-
nungen mit Mietpreisbindung fertiggestellt, was sich dämp-
fend auf die Mietpreisentwicklung auswirkt. Seit 2011 wur-
den im Rahmen des Wohnungsbauprogramms des Senats 
über 20.000 Sozialwohnungen im Neubau gefördert. Zusam-
mengerechnet ergeben die Förderung von Neubauwohnun-
gen und die Förderprogramme für den Wohnungsbestand 
mit Mietpreis- und Belegungsbindung in 2018 Förderun-
gen mit Bindungswirkung für insgesamt 4.082 Wohnungen.

Für das Erreichen besonders hoher energetischer Standards 
im Miet- und Eigenheimneubau wurden Zuschüsse für ins-
gesamt 672 (Vorjahr: 883) Wohneinheiten bewilligt.

Für 1.843 (Vorjahr: 1.998) Mietwohnungen wurde eine 
Modernisierungsförderung für energetische, ausstattungs-
bezogene Maßnahmen sowie die Ausstattung mit Aufzügen 
bewilligt.

Dabei lag die Nachfrage nach rein energetischen Moderni-
sierungsförderungen auf Vorjahresniveau. Die Investoren 
hatten sich vor dem Hintergrund knapper Ressourcen wei-
terhin auf den Neubau konzentriert.

Förderzusagen
2018 hat die IFB im Rahmen des allgemeinen Wohnraum-
förderungsprogramms der Freien und Hansestadt Ham-
burg folgende Bewilligungen erteilt:

Programmsegment	 Anzahl der Wohnungen

		  Bewilli- 
	 Planung	 gungen
Mietwohnungsneubau (1. Förderweg)	 1.900
• 	Allgemeine Mietwohnungen 		  1.649
• 	Seniorenwohnungen 		  380
• 	Quartiersentwicklung 		  0
• 	Baugemeinschaften (genossenschaftlich)		  145
• 	Änderung/Erweiterung 		  0
• 	Rollstuhlbenutzerwohnungen 		  0
• 	Besondere Wohnformen 		  13
• 	�Wohnungen für Studierende  

und Auszubildende		  128
Mietwohnungsneubau WA-Bindungen	 300	 231
Mietwohnungsneubau 2. Förderweg	 800	 455
Summe Mietwohnungsneubau	 3.000 	 3.001
Ankauf von Belegungsbindungen	 100 	 150
Eigentumsmaßnahmen	 100 	 31
Modernisierung von Mietwohnungen
•	Energetische Modernisierung	 4.000 	 1.112
• 	Umfassende Modernisierung	 600 	 731
• 	Wohnungen für Studierende  

und Auszubildende		  0
Summe Modernisierung Mietwohnungen 	4.600 	 1.843
Barrierefreier Umbau 	 230 	 19
Wärmeschutz im Gebäudebestand 	 1.200 	 667
Gesamt 	 9.230 	 5.711

Für das vorgenannte Wohnungsbauprogramm summieren 
sich die bewilligten Fördermittel auf insgesamt 504 Mio. e. 
Für sämtliche von der IFB angebotenen Wohnungsbaupro-
gramme wurden im Berichtsjahr Darlehen in nomineller 
Höhe von insgesamt 424,9 Mio. e (Vorjahr: 608,5 Mio. e) 
und Zuschüsse in Höhe von 236,2 Mio. e (Vorjahr: 170,3 
Mio. e) bewilligt. Von den 424,9 Mio. e sind 126,8 Mio. e 
KfW-Durchleitungsdarlehen (Vorjahr: 256,6 Mio. e).

Neubau von Mietwohnungen
Für die Förderung von Neubaumietwohnungen gewährt 
die IFB in der Regel eigene zinsgünstige Baudarlehen kom-
biniert mit laufenden und einmaligen Zuschüssen. Es wur-
den im Berichtsjahr Fördermittel für 3.001 Wohneinheiten 
(Vorjahr: 3.165) bewilligt. 2.315 Wohneinheiten wurden im 
1. Förderweg und 231 Wohneinheiten im Programm WA- 
Bindungen und 455 Wohneinheiten im 2. Förderweg bewil-
ligt.

Modernisierung von Mietwohnungen
Die Modernisierungsförderung erfolgt durch laufende 
Zuschüsse. In den Programmen für umfassende Moderni-
sierung und Nachrüstung von Gebäuden mit Aufzügen, bei 
denen neue Bindungen entstehen, wurden insgesamt 731 
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Wohneinheiten (Vorjahr: 879) gefördert. Für rein energeti-
sche Maßnahmen konnten Fördermittel für 1.112 Wohnein-
heiten (Vorjahr: 1.119) zugesagt werden. Davon entstehen 
für 198 Wohneinheiten Mietpreisbindungen (Vorjahr: 487).

Modernisierung von Wohnungen für Studierende  
und Auszubildende

Das Förderprogramm für diese besondere Zielgruppe wird 
sowohl für die energetische als auch die umfassende Moder-
nisierung angeboten. Das Programm wurde wie im Vorjahr 
nicht in Anspruch genommen.

Barrierefreier Umbau 

Die Bewilligungen für den barrierefreien Umbau von Miet-
wohnungen und Eigenheimen liegen mit 19 bewilligten 
Wohneinheiten unter dem Vorjahresergebnis (Vorjahr: 57).

Förderungsumstellung 

Unter bestimmten Voraussetzungen kann im Mietwoh-
nungsbau zwecks Vermeidung von Sondertilgungen und 
der damit verbundenen Reduktion des gebundenen Bestan-
des an Sozialwohnungen die Förderung auf Antrag umge-
stellt werden.

WOHNRAUMFÖRDERUNG – WOHNEIGENTUM

Neubau und Erwerb von Eigenheimen  
sowie darlehensbasierte Modernisierung

Im Bereich der an Einkommensgrenzen gebundenen Eigen-
heimförderung konnten 31 Fälle (Vorjahr: 36) bewilligt 
werden. Das Preisniveau, die Einkommensgrenzen sowie 
die Niedrigzinsphase bestimmen weiterhin die Eigentums-
förderung für den Kreis der Förderberechtigten.

Die sonstige Eigenheimförderung in Kooperation mit den 
Hausbanken und über KfW-Mittel konnte mit rd. 1.400 
Darlehen (Vorjahr: rd. 1.780) mit einem Volumen von rd. 
82 Mio. e (Vorjahr: rd. 102 Mio. e) auf gutem Niveau fort-
geschrieben werden.

Modernisierung von Eigenheimen (Zuschüsse)

Im Programm Wärmeschutz im Gebäudebestand wurden 
667 Wohnungen (Vorjahr: 1.303) mit einem Fördervolu-
men von wie im Vorjahr rd. 1,7 Mio. e gefördert. Das hohe 
Vorjahresergebnis bei den Wohneinheiten war auf große 
WEGs mit weniger förderintensiven Maßnahmen zurück-
zuführen. Für die Erstellung eines Hamburger Energiepas-
ses wurden mit 1.025 Wohnungen deutlich mehr Bewilli-
gungen (Vorjahr: 426) ausgesprochen.

WOHNRAUMFÖRDERUNG  
– STADTENTWICKLUNG

Ankauf von Belegungsbindungen

Der Ankauf von Belegungsbindungen bewegte sich für 2018 
mit 150 bewilligten Wohneinheiten und einem Nominalvo-
lumen von rd. 2,6 Mio. e über dem Vorjahresniveau mit rd. 
1,9 Mio. e und 114 Wohneinheiten.

Wohnen für Studierende und Auszubildende

Die IFB unterstützte 2018 im Rahmen der Stadtteilent-
wicklung die Ansiedlung von Studenten und Auszubilden-
den in Steilshoop mit Mietzuschüssen. Zusätzlich werden 
aus diesem Programm für bereits bestehende Mietverhält-
nisse auf der Veddel, in Wilhelmsburg, Mümmelmannsberg 
und Hamburg-Süd weiter Zuschüsse gezahlt.

WOHNRAUMFÖRDERUNG – KLIMA & UMWELT

Energiesparendes Bauen

Aus den Mitteln des Klimaschutzprogramms werden ener-
giesparendes Bauen und Modernisieren mit Zuschüssen 
gefördert.

		  Bewilli- 
	 Planung	 gungen
Neubau	 1.550	 672
•	Eigenheim 	 50 	 5
•	Mietwohnungsneubau 	 1500 	 667

Im Eigenheim-Bereich nutzten 5 (Vorjahr: 10) Bauherren 
eine Kombination mit den zinsgünstigen Darlehen aus dem 
Eigenheim-Programm. Beim Mietwohnungsneubau des  
1. Förderwegs wurden bei 501 Wohnungen (Vorjahr: 822) 
die Programme kombiniert. Beim Mietwohnungsneubau 
des 2. Förderwegs gab es 166 Bewilligungen von Energie- 
Zuschüssen (Vorjahr: 51).

BILDUNGSFÖRDERUNG – STUDIUM & BERUF
Studiengebühren
Ab dem Wintersemester 2012/2013 wurde die Erhebung der 
Studiengebühren in Hamburg eingestellt. Die Forderungen 
aus bis zu diesem Zeitpunkt gestundeten Studiengebühren 
werden von der IFB im Auftrag der Hochschulen verwaltet. 
Der Betrag aus gestundeten Gebührenforderungen beläuft 
sich zum 31.12.2018 auf rd. 18,1 Mio. e (Vorjahr 23,5 Mio. 
e) für insgesamt 12.272 Studierende (Vorjahr 15.580). In 
3.308 Fällen wurden gestundete Gebühren in Höhe von 5,4 
Mio. e zurückgezahlt (Vorjahr 4.088 Fälle mit 7,3 Mio. e).

Stipendienprogramm 
Das von der IFB für die BASFI abgewickelte Förderpro-
gramm besteht aus Programmteilen. Im Programmteil 
Berufsanerkennung konnten im Berichtsjahr 193 Personen 
gefördert werden (Vorjahr 199). Insgesamt wurden 343 Te 
an Fördermitteln vergeben (Vorjahr 531 Te), davon 275 Te 
als Einmalzuschüsse (Vorjahr 345 Te) und 40 Te als zins-
lose Darlehen (Vorjahr 44 Te). Laufende Hilfen in Form 
von monatlichen Stipendien (hälftig als Zuschuss und Dar-
lehen) wurden nur noch in 3 Fällen gewährt (Vorjahr 20) 
mit einem Fördervolumen von 28 Te (Vorjahr 142 Te). Der 
Rückgang resultiert daraus, dass Anpassungsmaßnahmen 
zunehmend über einen Bildungsgutschein vom Jobcenter 
finanziert werden bei weiterlaufender Grundsicherung für 
Arbeitssuchende nach SGB II.

Im Programmteil Berufsausbildung wurden 2 Auszubil-
dende (Vorjahr 7) erstmalig und 11 Auszubildende weiter 
gefördert (Vorjahr 13). Die geringe Fallzahl ist weiterhin 
mit der in 2017 vorgenommenen Streichung der Förderung 
von Zweitausbildungen begründet. Das Fördervolumen an 
Einmalzuschüssen und zinslosen Darlehen betrug insge-
samt 117 Te (Vorjahr 193 Te). Laufende Hilfen in Form 
von monatlichen Stipendien wurden mit einem Volumen 
von 79 Te gewährt (Vorjahr 135 Te).

GESCHÄFTSFELD WIRTSCHAFT UND UMWELT

Die Förderprogramme des Geschäftsfelds Wirtschaft und 
Umwelt richten sich an Existenzgründer sowie kleine und 
mittlere Unternehmen. Ziel der Förderung ist die Stärkung 
des Wirtschaftsstandortes Hamburg, insbesondere der mit-
telständischen Wirtschaft.

G20 Härtefallfonds
Die IFB übernahm im Auftrag des Senats der FHH die 
Verwaltung eines Härtefallfonds, um den Opfern der 
G20-Ausschreitungen in Hamburg unbürokratisch zu hel-
fen. Der Härtefallfonds setzte sich aus Mitteln des Bundes 
und des Landes zusammen. Das Programm lief Ende 2018 
aus und wurde deutlich weniger nachgefragt als zunächst 
unter dem ersten Eindruck der Ereignisse angenommen.

Die Schlussabrechnung mit dem Bund wurde durchge-
führt. Es wurden insgesamt rd. 966 Te für 367 Anträge 
ausgezahlt.
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WIRTSCHAFTSFÖRDERUNG

Hamburg-Kredit Wachstum

Der Hamburg-Kredit Wachstum ermöglicht die Finanzie-
rung langfristiger Investitionen und die Beschaffung neuer 
Betriebsmittel bei kleinen und mittleren Unternehmen 
sowie freiberuflich Tätigen zu günstigen und risikogerech-
ten Konditionen. Er kann über die jeweilige Hausbank 
nachgefragt werden. In Hamburg bieten rd. 30 Banken den 
Hamburg-Kredit Wachstum an. Mit 47 Verträgen (Vorjahr: 
57) wurde ein Darlehensvolumen in Höhe von insgesamt 
10,6 Mio. e (Vorjahr: 14,0 Mio. e) bewilligt. Bei einem Teil 
der Finanzierungen erfolgte die Einbindung der Bürg-
schaftsgemeinschaft (BG), die die Finanzierung mit der 
Gewährung einer Bürgschaft unterstützte.

Hamburg-Kredit Gründung und Nachfolge

Der Hamburg-Kredit Gründung und Nachfolge richtet sich 
sowohl an Betriebsübernehmer als auch an klassische Exis-
tenzgründer. Mit diesem Produkt konnten im Berichtsjahr 
ca. 201 Gründervorhaben (Vorjahr: 257) mit einem Volu-
men von 22,0 Mio. e (Vorjahr: 26,0 Mio. e) unterstützt 
werden. Günstige Konditionen und Risikoabsicherung 
durch die BG erleichtern Gründern die Startphase der 
Gründung bzw. Finanzierung der Unternehmensanteile. 
Als zusätzlicher Förderbaustein wurde die Sonderkompo-
nente in das Programm integriert, die den Endkreditneh-
mer durch Gewährung eines Tilgungszuschusses von bis zu 
5.000 e (Vorjahr: 5.000 e gemäß Förderrichtlinie) bei 
Schaffung eines Ausbildungsplatzes im Handwerk zusätz-
lich unterstützt. In der Gesamtzahl sind 30 Handwerksun-
ternehmen (Vorjahr: 43) enthalten, die eine Bewilligung 
von Tilgungszuschüssen erhalten haben.

Hamburg-Kredit Investition

Die IFB beteiligt sich an Konsortialfinanzierungen mit 
anderen Kreditinstituten. Durch die Mitfinanzierung oder 
Risikobeteiligung durch die IFB wird die Umsetzung für 
den Wirtschaftsstandort Hamburg förderlicher Vorhaben 
ermöglicht oder beschleunigt. Im Jahr 2018 wurden Kredite 
in Höhe von 19,5 Mio. e (Vorjahr: 23,2 Mio. e) bewilligt.

Hamburg-Kredit Global 

In diesem Programm vergibt die IFB Globaldarlehen zur 
Förderung von Unternehmensinvestition in Hamburg an 
Kreditinstitute. Dabei stellt die IFB den Hausbanken zins-
günstige Refinanzierungsmittel zur Verfügung, mit der 
Maßgabe, den Refinanzierungsvorteil an den Enddarle-
hensnehmer weiterzugeben. In 2018 wurden den Hausban-
ken 3,6 Mio. e (Vorjahr: 49,9 Mio. e) an Refinanzierungs-
mitteln gewährt.

Mikrokreditprogramm

In der Förderung zur Gründung von Kleinstunternehmen 
durch Erwerbslose wurden 2018 für 22 Fälle (Vorjahr: 14) 
Bewilligungen ausgesprochen, die mit einem Volumen von 
228,6 Te (Vorjahr: 143,3 Te) finanziert werden.

Landesbürgschaften

Seit 01.01.2014 erfolgt in der IFB die Bearbeitung und lau-
fende Betreuung der Landesbürgschaften. Es wurden meh-
rere Firmen im Zuge des Antragsverfahrens begleitet.

Zuschüsse der Kreditkommission

Die Bearbeitung von Anträgen für einen Zuschuss für die 
Ansiedlung und Schaffung neuer Arbeitsplätze bzw. Siche-
rung von bestehenden Arbeitsplätzen wurde 2018 fortge-
führt.

IFB-Förderkredit Sportstätten und Kulturstätten

In den Förderprogrammen mit dem Ziel der Sicherung und 
Weiterentwicklung von Sport- und Kulturstätten wurden 

2018 für 2 Anträge (Vorjahr: 8) Darlehensmittel in Höhe 
von insgesamt 0,5 Mio. e (Vorjahr: 1,5 Mio. e) abgenom-
men.

UMWELTFÖRDERUNG
Unternehmen für Ressourcenschutz UfR
Im Programm zur Förderung von Investitionen in den 
Umweltschutz wurde für die 109 Bewilligungen im Jahr 
2018 (Vorjahr: 80) ein Fördervolumen von 2,5 Mio. e 
bereitgestellt (Vorjahr: 1,6 Mio. e), mit dem in den Unter-
nehmen Investitionen von 34,3 Mio. e initiiert wurden 
(Vorjahr: 28,4 Mio. e).

Klimaschutzkredit
Der Kredit zur Finanzierung von Maßnahmen, die dem 
Klimaschutz bei kleineren Gewerbebetrieben dienen sollen, 
wurde in 7 Fällen (Vorjahr: 6) mit einem Volumen von 404 
Te (Vorjahr: 475 Te) in Anspruch genommen.

Impuls
Im Programm zur Unterstützung von Weiterbildungssemi-
naren über energiesparende und ökologische Bauweise wur-
den 36 Seminare und Veranstaltungen für ca. 3.000 Teil-
nehmer mit einem Volumen von rd. 108 Te unterstützt 
(Vorjahr: 116 Te).

Modernisierung Nichtwohngebäude
Im Programm zur Förderung der energetischen Moderni-
sierung der Gebäudehülle sowie Energieberatung bei 
Nicht-Wohngebäuden wurden für 24 Anträge Mittel in 
Höhe von insgesamt rd. 1,6 Mio. e (Vorjahr: rd. 1,5 Mio. e) 
bewilligt und damit das Programm voll ausgeschöpft. Darin 
enthalten sind 363 Te aus der neu eingeführten Holz-
bauförderung.

Erneuerbare Wärme 
Im Programm zur Förderung von Erneuerbaren Energien 
wurden 45 Anträge (Vorjahr: 40) zur Förderung von Solart-
hermieanlagen, Heizungsmodernisierungen bzw. Bioener-
gie bewilligt. Insgesamt wurden rd. 1,2 Mio. e (Vorjahr: rd. 
0,5 Mio. e) Fördermittel zugesagt. Der größte Anteil davon 
entfällt auf das Fördermodul Wärmenetze mit rd. 0,7 Mio. 
e. Die Inanspruchnahme hat sich mehr als verdoppelt.

Hamburger Gründachförderung
Als Schwerpunkt der Hamburger Gründachstrategie wur-
den im Förderprogramm im Berichtsjahr 32 Fälle mit 
einem Fördervolumen von 280 Te bewilligt (Vorjahr: 33 
Fälle mit 347 Te).

Schallschutz an Wohngebäuden
Dieses Programm fördert kostenintensive Schallschutzmaß
nahmen bei Wohngebäuden mit starker Lärmbelastung an 
besonders verkehrsträchtigen Straßen. 2018 wurden 41 
Fälle mit einem Fördervolumen von rd. 504 Te (Vorjahr: 
486 Te) bewilligt und damit das jährliche Planvolumen 
bereits deutlich genutzt.

Geschäftsfeld Innovation
Die Innovationsförderung wird durch die Innovationsagen-
tur der IFB und ihre Tochtergesellschaft IFB Innovationss-
tarter GmbH umgesetzt. Die IFB Innovationsstarter GmbH 
hält als Managementgesellschaft die Beteiligung an der 
Innovationsstarter Fonds Hamburg GmbH treuhänderisch 
für die Freie und Hansestadt Hamburg. Die Innovationstar-
ter Fonds Hamburg GmbH erwirbt Beteiligungen an jun-
gen, innovativen Unternehmen.

Für die Finanzierung der Förderung innovativer Unterneh-
men in Hamburg verfügt die IFB über einen Innovations-
fonds, der zum 31.12.2018 einen Bestand von 20,6 Mio. e 
enthält (Vorjahr: 10,4 Mio. e). Der Bestand des Fonds 
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sowie die Zuführungen durch die FHH ermöglichen auch 
in 2019 eine Innovationsförderung auf dem bisherigen 
Niveau.

Neben der Abwicklung der finanziellen Innovationsförde-
rung engagiert sich die Innovationsagentur intensiv in der 
InnovationsAllianz Hamburg. Darüber hinaus hat die IFB 
für die FHH wesentliche Aufgaben in der Abwicklung der 
Förderung aus dem Europäischen Fonds für regionale Ent-
wicklung (EFRE) übernommen und die dafür erforderli-
chen organisatorischen Strukturen geschaffen.

PROFI

Die bewährte FuE-Projektförderung im Programm für 
Innovation (PROFI) besteht seit 2016 aus drei Modulen: 
PROFI Standard, PROFI Umwelt und PROFI TransferPlus. 
Mit Letzterem werden FuE-Verbundprojekte Hamburger 
Unternehmen mit Hochschulen bzw. Forschungseinrich-
tungen gefördert.

InnoFounder

Neu eingeführt wurde im Juli 2018 das Programm Inno-
Founder, welches die Vorgründungs- und Gründungsphase 
von innovativen und wissensbasierten Startups mit pau-
schalen personengebundenen Zuschüssen fördert. Insbe-
sondere werden neuartige digitale Gründungsvorhaben wie 
z. B. aus dem Bereich der Medien- und Content-orientierten 
Startups unterstützt.

InnoRampUp

Das von der IFB Innovationsstarter GmbH für die IFB 
betreute Zuschuss-Programm InnoRampUp ist eine wich-
tige Säule der Förderung innovativer, insbesondere techno-
logieorientierter, Startups in Hamburg mit konstant hoher 
Nachfrage.

Beteiligungskapital

Mit dem im Dezember 2016 errichteten und mit 12 Mio. e 
(6 Mio. e EFRE und 6 Mio. e aus dem Innovationsfonds 
der IFB) ausgestatteten Innovationsstarter Fonds Hamburg 
II konnte in 2018 die Förderung durch Beteiligungskapital 
erfolgreich fortgeführt werden.

Hamburger Innovations-Wachstumsfonds

Im Auftrag der BWVI begleitet die IFB die Errichtung des 
Hamburger Innovations-Wachstumsfonds (HIWF), um die 
Finanzierungslücke bei Risikokapitalfinanzierungen im 
Volumen von 1 bis 5 Mio. e für innovative Wachstumsun-
ternehmen zu schließen. Der Fonds soll ein Volumen von 
bis zu 100 Mio. e erreichen, von denen jedoch maximal 10 
Mio. e öffentliche Mittel sind. Im Wege einer europaweiten 
Ausschreibung hat die IFB 2018 einen qualifizierten priva-
ten Fondsmanager ausgewählt, der für die Feinkonzeption, 
das Fundraising und das anschließende Management des 
Fonds verantwortlich ist. Die IFB wird bis zu 10 Mio. e im 
Auftrag der FHH in den Fonds investieren.

Hamburg-Kredit-Innovation

Mit dem Ende 2016 eingeführten Hamburg-Kredit Innova-
tion bietet die IFB auch im Innovationsbereich darlehens-
basierte Förderung an. Hierbei werden zum ersten Mal 
EU-Mittel aus dem sogenannten „Juncker-Plan“ für Ham-
burg genutzt. In 2018 wurde ein Darlehen bewilligt. Im 
Vergleich zum etablierten Kreditgeschäft der IFB ist in 
diesem neuen Darlehenssegment planmäßig mit höheren 
Ausfallquoten zu rechnen, die über das risikogerechte Zins-
system eingepreist werden. Kreditausfälle werden anteilig 
vom Europäischen Investitionsfonds (EIF), der Hausbank 
des Kreditnehmers, der FHH und der IFB getragen. Bei der 
IFB verbleibt ein Risikoanteil von 20 %.

Bewilligungen 2018 in den  
o.g. Innovationsförderprogrammen
Förderprogramm		  Bewilli-	  
		  gungs	 Projekt- 
		  volumen	 volumen 
	 Anzahl	 (Te)	 (Te)

PROFI Standard (Zuschüsse)	 9	 1.606	 2.786
PROFI Umwelt (Zuschüsse)	 2	 1.188	 1.947
PROFI TransferPlus (Zuschüsse)	 3	 504	 729
InnoFounder (Zuschüsse)	 6	 417	 3.622
InnoRampUp (Zuschüsse)	 15	 2.113	 2.796
Innovationsstarter Fonds Hamburg 
über die IFB Innovationsstarter 
GmbH (Beteiligungen*)	 7	 1.422	 14.502
Hamburg Kredit Innovation	 1	 814	 880
Gesamt	 43	 8.064	 27.263
* �Projektvolumen beim Innovationsstarter Fonds Hamburg definiert als Summe aus 

Fördervolumen und privaten sowie öffentlichen Ko-Investitionen

EFRE-Förderung
Neben PROFI TransferPlus werden seit 2016 weitere EFRE- 
kofinanzierte Fördermaßnahmen umgesetzt. Sogenannte 
Cross-Cluster-Fördermaßnahmen unterstützen die Innova-
tionszusammenarbeit der Hamburger Clusterorganisation. 
Neu bewilligt wurde 2018 eine Förderung in Höhe von 15 
Mio. e (10 Mio. e EFRE und 5 Mio. e zusätzliche Landes-
mittel) für ein Forschungsgebäude für das Fraunhofer-Cen-
ter für Maritime Logistik und Dienstleistungen CML. Der 
Bund stellt hierfür zusätzliche 5 Mio. e zur Verfügung. 
Zudem hat die IFB die Behörde für Umwelt und Energie im 
Rahmen des Programms „Energiewende in Unternehmen“ 
dabei unterstützt, ein Vorhaben zur intelligenten Einbin-
dung von Unternehmen in die Energiewende mit einem 
Fördermittelvolumen von rund 7,8 Mio. e zu bewilligen.

IFB Beratungscenter Wirtschaft
Das IFB Beratungscenter Wirtschaft gewährleistet als Orga-
nisationseinheit innerhalb der Abteilung Innovation und 
Geschäftsentwicklung eine aktive Information und Bera-
tung von Kunden und Multiplikatoren. Es hat den Auftrag, 
als zentrale Anlaufstelle nicht nur zu den Förderprogram-
men der IFB, sondern auch zu anderen Förderangeboten 
auf Bundes- und EU-Ebene zu informieren. Die Förderlot-
sen beraten Existenzgründungsinteressierte und beste-
hende Unternehmen. Dieses Angebot richtet sich an alle 
Kunden des Geschäftsbereichs Wirtschaft, Umwelt und 
Innovation. Im Jahr 2018 wurden Gründer und Unterneh-
men zu rd. 650 Vorhaben beraten und rund 5.500 Personen 
durch mehr als 60 Veranstaltungen erreicht. Darüber hin-
aus koordiniert das IFB Beratungscenter Wirtschaft das 
Fördernetzwerk Hamburg, das sich mit über 40 Mitglied-
sorganisationen als kollegiale Plattform der Wirtschaftsför-
derung versteht.

EEN
Von der Europäischen Kommission hat die IFB 2014 den 
Zuschlag erhalten, im Zeitraum 2015 bis 2021 das Enter-
prise Europe Network (EEN) im Raum Hamburg/Schles-
wig-Holstein gemeinsam mit den Partnern TuTech Innova-
tion, Investitionsbank Schleswig-Holstein und WTSH 
umzusetzen. Dies wird seitens der IFB innerhalb des IFB 
Beratungscenters Wirtschaft realisiert.

VERMÖGENS- UND ERTRAGSLAGE
Bilanzvolumen
Im Geschäftsjahr 2018 stieg die Bilanzsumme von 5.144,2 
Mio. e um 4,3 % auf 5.363,0 Mio. e an. Unter Einbeziehung 
der Bürgschaften in Höhe von 3,9 Mio. e (Vorjahr: 5,2 Mio. 
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e) sowie der unwiderruflichen Kreditzusagen von 426,6 
Mio. e (Vorjahr: 524,2 Mio. e) ergibt sich gegenüber dem 
Vorjahr eine Zunahme des Geschäftsvolumens um 120,0 
Mio. e auf 5.793,5 Mio. e.

Insgesamt waren am 31.12.2018 Kredite an Kunden in 
Höhe von 4.844,1 Mio. e (Vorjahr: 4.538,3 Mio. e) verge-
ben. Damit setzte sich das positive Kreditwachstum des 
Vorjahres fort.

Im Bereich des Wohnungsbaus wurden Kredite von insge-
samt 4.651,3 Mio. e (Vorjahr: 4.434,4 Mio. e), aufgeteilt in 
Kredite der traditionellen Wohnungsbauförderung in Höhe 
von 4.542,2 Mio. e (Vorjahr: 4.349,2 Mio. e) und in Kredite 
für sonstige Förderungen (ohne Studiengebühren) in Höhe 
von 91,0 Mio. e (Vorjahr: 61,7 Mio. e) im Bestand gehalten. 
Der Bestand der Kredite zur Finanzierung der Studienge-
bühren reduzierte sich planmäßig auf 18,1 Mio. e (Vorjahr: 
23,5 Mio. e).

Der Kunden gewährte Kreditbestand der Wirtschafts- und 
Umweltförderung erreichte eine Höhe von 30,2 Mio. e 
(Vorjahr: 13,8 Mio. e).

Die Vergabe von Krediten im Hausbankenverfahren (Ham-
burg-Kredit Wachstum und Hamburg-Kredit Gründung 
und Nachfolge) stieg im Vergleich zum Vorjahr um 14,1 %. 
Der Bestand dieser Darlehen betrug zum 31.12.2018 133,8 
Mio. e (Vorjahr: 117,3 Mio. e).

Die Aktivseite der Bilanz setzte sich am 31.12.2018 u. a. 
zusammen aus Krediten für die Mietwohnungsbauförde-
rung 67,1 % (Vorjahr: 66,3 %), für die Eigenheimförderung 
17,6 % (Vorjahr: 18,2 %), für die Wirtschaftsförderung 3,1 % 
(Vorjahr: 2,5 %), für sonstige Förderzwecke inklusive der 
Finanzierung der Studiengebühren 0,4 % (Vorjahr: 0,5 %), 
für Konsortialfinanzierungen 2,1 % (Vorjahr: 1,3 %) und für 
Globaldarlehen 0,8 % (Vorjahr: 0,8 %).

Insgesamt betrugen die Sichteinlagen sowie die Tages- und 
Termingeldanlagen zum Stichtag 31.12.2018 49,2 Mio. e 
(Vorjahr: 69,1 Mio. e). Dies entspricht einem Anteil von 
0,9 % (Vorjahr: 1,3 %) an der Bilanzsumme.

Das gehaltene Wertpapierportfolio dient vornehmlich der 
Erfüllung bankaufsichtsrechtlicher Liquiditätsanforderun-
gen sowie als Sicherheitenpool für die besicherte und damit 
kostengünstige Liquiditätsaufnahme. Besicherte Refinan-
zierungen werden am Repo-Markt oder im Rahmen von 
Offenmarktgeschäften mit der Deutschen Bundesbank 
durchgeführt.

Zum Stichtag 31.12.2018 betrug der Wert der gänzlich im 
Anlagebestand gehaltenen Wertpapiere 265,7 Mio. e (Vor-
jahr: 297,6 Mio. e), von denen 255,7 Mio. e (Vorjahr: 297,6 
Mio. e) bei der Deutschen Bundesbank beleihbar sind. 
Aufgrund des niedrigen Zinsniveaus wurde zum Teil auf 
die Wiederanlage fällig gewordener Wertpapiere verzichtet.

Der Anteil des Wertpapierbestandes an der Aktivseite der 
Bilanz beträgt 5,0 % (Vorjahr: 5,8 %).

Die Beteiligung der Hamburgischen Investitions- und För-
derbank an der IFB Innovationsstarter GmbH beträgt zum 
Bilanzstichtag unverändert 0,5 Mio. e und entspricht 0,01 % 
(Vorjahr: 0,01 %) der Bilanzsumme.

Den Ausleihungen steht auf der Passivseite u. a. das haf-
tende Eigenkapital gegenüber, das sich wie folgt zusammen-
setzt:

•	 100,0 Mio. e (Vorjahr: 100,0 Mio. e)  
gezeichnetes Kapital,

•	 558,3 Mio. e (Vorjahr: 558,3 Mio. e)  
Sonderkapital zur Wohnraumförderung,

•	 52,3 Mio. e (Vorjahr: 52,3 Mio. e)  
Sonderkapital zur Innovationsförderung,

•	 5,0 Mio. e (Vorjahr: 5,0 Mio. e) Kapitalrücklage,
•	 86,7 Mio. e (Vorjahr: 86,1 Mio. e)  

Gewinnrücklagen (darunter 0,1 Mio. e andere 
 Gewinnrücklagen aus BilMoG-Umstellung) und

•	 14,3 Mio. e (Vorjahr: 14,3 Mio. e)  
Fonds für allgemeine Bankrisiken.

Als weitere wesentliche Positionen werden auf der Passiv-
seite die verbrieften Schuldverschreibungen, die langfristi-
gen Passivmittel sowie zweckgebundenes Fremdkapital als 
Reservefonds ausgewiesen. Dieser kann gemäß vertragli-
cher Regelung mit der FHH zum Ausgleich ungeplanter 
Mittelabflüsse im Zuschussgeschäft der IFB eingesetzt wer-
den. Die Positionen im Einzelnen sind:

•	 1.350,0 Mio. e (Vorjahr: 1.100,0 Mio. e)  
Inhaberschuldverschreibungen,

•	 970,0 Mio. e (Vorjahr: 1.080,0 Mio. e)  
KfW-Refinanzierungsdarlehen,

•	 1.119,2 Mio. e (Vorjahr: 1.006,8 Mio. e)  
KfW-Passivdarlehen,

•	 498,5 Mio. e (Vorjahr: 348,5 Mio. e)  
Namensschuldverschreibungen,

•	 40,0 Mio. e (Vorjahr: 313,5 Mio. e)  
Schuldscheindarlehen und

•	 20,0 Mio. e (Vorjahr: 20,0 Mio. e) Reservefonds.
Der Anteil des haftenden Eigenkapitals beträgt 15,2 % (Vor-
jahr: 15,9 %) und der Anteil des langfristigen Refinanzie-
rungsdarlehensbestandes inklusive Zinsabgrenzungen 
56,3 % (Vorjahr 59,1 %) an der Bilanzsumme.

Die aufsichtsrechtlichen Eigenmittelanforderungen wur-
den von der IFB in 2018 jederzeit eingehalten. Die an die 
Bundesbank zu meldende Harte Kernkapitalquote gemäß 
der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parla-
ments und des Rates über Aufsichtsanforderungen an Kre-
ditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Änderung der 
Verordnung (EU) Nr. 646/2012 (CRR) lag zum 31.12.2018 
mit 23,54 (Vorjahr: 24,21) weiterhin deutlich über den 
gesetzlich geforderten Mindestanforderungen in Höhe von 
10,13 %. Die Mindestanforderungen beinhalten den von der 
Aufsicht festgesetzten Eigenkapitalzuschlag in Höhe von 
0,25 % gemäßSupervisory Review and Evaluation Process 
(SREP).

Zuschusszahlungen
Zuschüsse wurden insgesamt in Höhe von 141,4 Mio. e 
(Vorjahr: 138,5 Mio. e) ausgezahlt.

Im Bereich des Wohnungsbaus wurden Zahlungen für lau-
fende Zuschüsse in Höhe von 109,1 Mio. e (Vorjahr: 99,5 
Mio. e) sowie Zahlungen für Einmalzuschüsse in Höhe von 
20,9 Mio. e (Vorjahr: 26,5 Mio. e) geleistet. Die größten 
Einzelposten sind:

•	 Aufwendungszuschüsse 66,9 Mio. e  
(Vorjahr: 58,3 Mio. e),

•	 Klimaschutzzuschüsse 29,4 Mio. e  
(Vorjahr: 28,8 Mio. e),

•	 Zuschüsse für Modernisierung und Instandhaltung 
15,9 Mio. e (Vorjahr: 16,4 Mio. e) sowie

•	 Baukostenzuschüsse 14,9 Mio. e (Vorjahr: 19,6 Mio. e).
Hauptsächliche Finanzquelle für die Zuschusszahlungen ist 
der Verlustausgleich. Zusätzlich stellte die FHH jedoch für 
bestimmte, umweltorientierte Förderprogramme im Be
reich des Wohnungsbaus Mittel in Höhe von 11,4 Mio. e 
(Vorjahr: 10,5 Mio. e) direkt zur Verfügung.
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Außerdem erfolgten Zuschusszahlungen im Bereich der 
Wirtschafts- und Umweltförderung in Höhe von 5,6 Mio. e 
(Vorjahr: 4,3 Mio. e). In diesem Fördersegment haben die 
Zuschusszahlungen für das Programm Unternehmen für 
Ressourcenschutz mit 2,9 Mio. e (Vorjahr: 2,4 Mio. e) den 
größten Anteil.

Im Bereich der Innovationsförderung wurden Zuschüsse in 
Höhe von insgesamt 5,8 Mio. e (Vorjahr: 8,1 Mio. e) 
gezahlt. Die größten Einzelposten in diesem Förderseg-
ment sind:

•	 InnoRampUp 2,3 Mio. e (Vorjahr: 2,1 Mio. e) sowie
•	 PROFI Standard (Fonds) 0,8 Mio. e  

(Vorjahr: 1,7 Mio. e).

Finanzierung
Insgesamt über alle Förderbereiche betrachtet, wurden 
Darlehen in Höhe von 573,0 Mio. e (Vorjahr: 599,8 Mio. e) 
ausgezahlt.

Die planmäßigen Tilgungen beliefen sich für langfristig 
gewährte Darlehen auf 206,2 Mio. e (Vorjahr: 170,8 Mio. e).

Sondertilgungen sind in Höhe von 124,3 Mio. e (Vorjahr: 
133,8 Mio. e) erbracht worden. Das Aufkommen an Sonder-
tilgungen ist gegenüber dem Vorjahr gesunken, da die Kre-
ditnehmer in geringerem Umfang von der vorzeitigen 
Rückzahlung Gebrauch machten.

Die Finanzierung des Aktivgeschäfts im Geschäftsjahr 
erfolgte überwiegend aus Darlehensrückflüssen in Höhe 
von 319,4 Mio. e (Vorjahr: 213,4 Mio. e) sowie aus Fremd-
mitteln.

Soweit eine Refinanzierung erforderlich war, wurden 
KfW-Passivdarlehen zur Finanzierung einzelner Aktivdar-
lehen sowie KfW-Refinanzierungsdarlehen als Globaldarle-
hen in Anspruch genommen. Außerdem platzierte die IFB 
in 2018 eine weitere Inhaberschuldverschreibung.

Der Bestand der KfW-Refinanzierungsdarlehen beträgt zum 
31.12.2018 970,0 Mio. e (Vorjahr: 1.080,0 Mio. e). In 2018 
erfolgten Neuaufnahmen in Höhe von 100,0 Mio. e (Vor-
jahr: 150,0 Mio. e) sowie Tilgungen in Höhe von 210,0 Mio. 
e (Vorjahr: 0,0 Mio. e).

In 2018 wurden Namensschuldverschreibungen in Höhe 
von 150,0 Mio. e (Vorjahr: 0,0 Mio. e) aufgenommen. Da 
keine Tilgungen erfolgten, erhöhte sich der Bestand dieser 
Mittel zum 31.12.2018 auf 498,5 Mio. e (Vorjahr: 348,5 Mio. 
e).

Schuldscheindarlehen wurden in 2018 wie auch im Vorjahr 
nicht aufgenommen. In Folge der regelhaften Tilgung von 
273,5 Mio. e (Vorjahr: 331,0 Mio. e) verringerte sich ihr 
Bestand zum 31.12.2018 auf 40,0 Mio. e (Vorjahr: 313,5 
Mio. e).

Die Neuaufnahme von KfW-Weiterleitungsdarlehen betrug 
im abgelaufenen Geschäftsjahr 228,8 Mio. e (Vorjahr: 335,7 
Mio. e). Bei diesen KfW-Darlehen handelt es sich um 
direkt an die jeweiligen Kunden weitergeleitete Finanzie-
rungsmittel. Getilgt wurden im abgelaufenen Geschäftsjahr 
116,4 Mio. e (Vorjahr: 102,7 Mio. e), so dass sich zum 
Stichtag 31.12.2018 ein Bestand an KfW-Weiterleitungs-
darlehen in Höhe von 1.119,2 Mio. e (Vorjahr: 1.006,8 Mio. 
e) ergab.

Inhaberschuldverschreibungen wurden 2018 in Höhe von 
250,0 Mio. e (Vorjahr: 250,0 Mio. e) am Kapitalmarkt plat-
ziert. Der Bestand dieser verbrieften Verbindlichkeiten 
beträgt zum 31.12.2018 1.350,0 Mio. e (Vorjahr: 1.100,0 
Mio. e). Die Inhaberschuldverschreibungen der IFB sind 
im Freiverkehr der Hamburger Wertpapierbörse zum Han-
del zugelassen.

Gläubiger der Refinanzierungsmittel (SSD, NSV und IHS) 
in Höhe von 3.977,7 Mio. e (Vorjahr: 3.848,9 Mio. e) waren 
zum Ende des Geschäftsjahres zu 59,3 % (Vorjahr: 64,6 %) 
Kreditinstitute und zu 40,7 % (Vorjahr: 35,4 %) andere Ins-
titutionen.

Die Liquiditätsdeckungsquote der IFB betrug zum Jah-
resultimo 153,9 % (Vorjahr: 271,6 %). Die bankaufsichts-
rechtlichen Liquiditätsanforderungen wurden im Jahres-
verlauf jederzeit eingehalten. Insgesamt verfügt die IFB 
über gute Refinanzierungsmöglichkeiten.

Ertragslage
Im Geschäftsjahr 2018 wurde vor Berücksichtigung der 
Zuschüsse (inkl. Verlustausgleich) ein Ergebnis in Höhe 
von 20,0 Mio. e erzielt (Vorjahr: 17,3 Mio. e).

Das Zinsergebnis verbesserte sich im Vergleich zum Vor-
jahr um 7,7 Mio. e auf 50,2 Mio. e (Vorjahr: 42,5 Mio. e), 
obwohl die Ausgleichszahlungen aufgrund des Vertrages 
über die Übernahme eines Zinsausgleichs durch die FHH 
in beträchtlichem Umfang abgenommen haben. Sie beliefen 
sich auf 20,3 Mio. e (Vorjahr 27,1 Mio. e).

Die wesentliche Ursache für diese positive Entwicklung 
liegt in den auf Grund der allgemeinen Zinssituation ver-
ringerten Refinanzierungskosten sowie einem leicht verbes-
serten Ergebnis durch das Fördergeschäft im Bereich Wirt-
schaft- und Umwelt und durch Wertpapier- und Geld-
marktgeschäfte.

Der Zinsertrag bezogen auf die durchschnittliche Bilanzsu-
mme betrug im Geschäftsjahr 3,53 % (Vorjahr: 3,89 %). Dem 
stand eine Durchschnittsverzinsung der Passivseite von 
2,55 % (Vorjahr: 3,06 %) gegenüber. Die Durchschnittsver
zinsung der darin enthaltenen KfW-Weiterleitungsdarle-
hen betrug 0,93 % (Vorjahr: 1,19 %)

Das Provisionsergebnis betrug in 2018 2,4 Mio. e. (Vorjahr: 
2,1 Mio. e).

Die allgemeinen Verwaltungsaufwendungen stiegen be
dingt durch Neueinstellungen und höhere Ausgaben für 
bankaufsichtsrechtliche Projekte, insbesondere im IT-Be-
reich, auf 27,1 Mio. e (Vorjahr: 24,5 Mio. e). Der Personal-
aufwand betrug 18,3 Mio. e (Vorjahr: 17,4 Mio. e). Er setzte 
sich aus 14,1 Mio. e (Vorjahr: 13,3 Mio. e) für Gehaltszah-
lungen und 4,2 Mio. e (Vorjahr: 4,1 Mio. e) für soziale 
Abgaben und Aufwendungen für die Altersversorgung 
zusammen. Die anderen Verwaltungsaufwendungen betru-
gen 8,8 Mio. e (Vorjahr: 7,1 Mio. e).

Unter Berücksichtigung der im Vergleich zum Vorjahr um 
2,9 Mio. e gestiegenen Zuschussaufwendungen betrug die 
allgemeine Zuweisung der FHH (Verlustausgleich ohne 
Bundeskompensationsmittel) 73,9 Mio. e (Vorjahr: 73,1 
Mio. e).

Auch im Geschäftsjahr 2018 hat die IFB in angemessenem 
Umfang Risikovorsorgen und Reserven gebildet.

ZUSAMMENFASSENDE GESAMTAUSSAGE
Angaben gem. § 26a KWG
Die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Bank war in 
2018 jederzeit geordnet. Insgesamt wurde ein Jahresüber-
schuss in Höhe von 0,7 Mio. e (Vorjahr: 0,6 Mio. e) erzielt.

Die Kapitalrendite berechnet sich aus dem Quotienten aus 
Nettogewinn und Bilanzsumme. Sie beträgt zum 31.12.2018 
0,0 % (Vorjahr: 0,0 %). Hierbei ist zu berücksichtigen, dass 
die IFB als steuerbefreites Förderinstitut keine Gewinner-
zielungsabsicht verfolgt und die Regelungen zum Ver-
lustausgleich durch die FHH gewährleisten, dass die IFB in 
der Regel mindestens ein ausgeglichenes Geschäftsergebnis 
erzielt.
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PERSONALBERICHT
Ende 2018 beschäftigte die IFB insgesamt 259 Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter. Gegenüber dem Vorjahr weist der 
Personalbestand damit 9 Beschäftigte mehr aus.

Mitarbeiterzahl	 31.12.2018	 31.12.2017
Arbeitnehmer	 242	 235
davon Teilzeit	 71	 60
Vorstand 	 2	 2
Auszubildende 	 8	 7
Sonstige* 	 7	 6
Gesamt	 259	 250
* Elternzeit und Altersteilzeit in Freistellungsphase 

Personalentwicklung
Die Kompetenzen der Mitarbeiter kontinuierlich zu för-
dern, zählt zu den vorrangigen Aufgaben der Zukunftssi-
cherung. Folgerichtig nimmt die Personalentwicklung 
innerhalb der Unternehmenspolitik einen hohen Stellen-
wert ein. Die IFB bietet ihren Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern ein umfangreiches internes und externes Fortbil-
dungsprogramm mit Weiterbildungsangeboten in den 
Bereichen Fach-, Sozial- und Führungskompetenz an, die 
2018 in großem Umfang in Anspruch genommen wurden. 
Ergänzt wird das Angebot durch spezifische externe Quali-
fizierungsveranstaltungen, Fachtagungen und -kongresse.

Gleichstellung
Auf der Grundlage des vorliegenden Gleichstellungsplans 
hat sich die IFB für dessen Geltungsdauer ambitionierte 
Ziele gesteckt sowie Zielvorgaben benannt. Die Geschäfts-
leitung hat insbesondere für strategisch wichtige Bereiche, 
in denen eine Unterrepräsentanz vorliegt, überprüfbare 
Zielvorgaben festgelegt. So konnte der Anteil von Frauen 
im mittleren Management von ursprünglich 25 % auf aktu-
ell 35 % gesteigert werden und liegt damit bereits jetzt über 
dem Zielwert von 30 %. Diese Ziele sind verbindlich und 
sollen bis 2020 umgesetzt werden.

Ausbildung
Die Ausbildung genießt in der IFB einen hohen Stellen-
wert. Im Berichtszeitraum befinden sich 8 Nachwuchs-
kräfte in einer Ausbildung zu Immobilienkaufleuten bzw. 
zu Kaufleuten für Büromanagement. Darüber hinaus hat 
die IFB mehreren Praktikanten und Werkstudenten einen 
Einblick in die verschiedenen Berufsbilder einer Bank 
gewährt. Die IFB prüft eine Fortsetzung und Ausweitung 
des Angebots für Studierende im praxisorientierten „Dualen 
Studium“.

GESAMTBANKSTEUERUNG  
UND RISIKOBERICHT
Die Gesamtbanksteuerung der IFB umfasst sämtliche Sys-
teme, Prozesse und Maßnahmen zur Ausrichtung der 
Unternehmensaktivitäten auf die Strategien und Ziele der 
Bank.

Ausgehend von einer Geschäfts- und Risikostrategie wer-
den in einem jährlichen Turnus revolvierend ein kurzfristi-
ger Wirtschaftsplan, eine Mittelfristplanung und eine Kapi-
talplanung erstellt. Die Steuerung der Vertriebseinheiten 
erfolgt anhand unterjähriger Plan-Ist-Vergleiche.

Zweiter wesentlicher Bestandteil der Gesamtbanksteuerung 
der IFB ist die periodische Risikotragfähigkeitsrechnung. 
Im Rahmen der Risikostrategie wird das als tragfähig erach-
tete Verhältnis zwischen der Summe der Risiken und der 
verfügbaren Risikodeckungsmasse definiert sowie die Ein-
haltung im Rahmen unterjähriger Tragfähigkeitsrechnun-
gen kontrolliert und das Ergebnis regelmäßig an Geschäfts-

leitung und Aufsichtsgremien berichtet. Die periodische 
Risikotragfähigkeitsrechnung der IFB fokussiert in erster 
Linie auf die Fähigkeit, auch bei eintretenden Risiken die 
Geschäftstätigkeit unter Einhaltung bankaufsichtsrechtli-
cher Eigenkapitalanforderungen fortsetzen zu können 
(Going Concern). Die periodische Risikotragfähigkeit war 
im zurückliegenden Geschäftsjahr jederzeit gewährleistet. 
Durch geeignete Prozesse und Verfahren ist sichergestellt, 
dass auch zukünftig keine Risiken eingegangen werden, die 
außerhalb der Tragfähigkeit liegen. Eine barwertige Risiko-
tragfähigkeit wird in der IFB nicht ermittelt.

Im Hinblick auf die Würdigung der Risikotragfähigkeit ist 
zu berücksichtigen, dass mit dem gesetzlich verankerten 
Verlustausgleich und dem Vertrag zum Zinsausgleich mit 
der FHH gesetzliche und vertragliche Ausgleichsmechanis-
men gewährleisten, dass die Eigenmittel der IFB beim 
Eintreten von Verlustrisiken nicht absinken können.

Im Jahr 2018 hat die IFB die Ende Oktober 2017 veröffent-
lichten Mindestanforderungen an das Kreditgeschäft frist-
gerecht umgesetzt. Wesentliche Themen waren die Umset-
zung der neuen Anforderungen an Auslagerungen sowie die 
Weiterentwicklung der Risikokultur in der IFB.

Risikostrategie und Organisation  
des Risikomanagements
Die IFB erstellt jährlich eine Geschäfts- und Risikostrate-
gie. Während die Geschäftsstrategie im Wesentlichen die 
programmatische Umsetzung der für die IFB relevanten 
Förderrichtlinien beschreibt, enthält die Risikostrategie die 
im Rahmen der Geschäftstätigkeit einzuhaltenden Leit
linien und Rahmenbedingungen der Risikopolitik. 
Geschäfts- und Risikostrategie werden vor Inkrafttreten 
dem Verwaltungsrat vorgestellt und erörtert. In der 
Geschäfts- und Risikostrategie wird die Strategie der 
Geschäftsfelder Wohnungsbau, Wirtschaft und Umwelt 
sowie Innovation festgelegt. Zudem werden strategische 
Eckpunkte der Personalstrategie, der IT-Strategie sowie zur 
Auslagerungsstrategie beschrieben.

Die Risikostrategie der IFB enthält qualitative und quanti-
tative Vorgaben zum Management der Adressenausfall-, 
Marktpreis- und Liquiditätsrisiken sowie zu den operatio-
nellen Risiken. Darüber hinaus werden die Risikotragfähig-
keitsrechnung sowie die dort angesetzten Risikolimite 
umfangreich beschrieben. Ergänzt werden die Risikobe-
trachtungen durch die von den MaRisk vorgeschriebenen 
Stresstests und inversen Stresstests, mit denen die Auswir-
kungen besonders ungünstiger, aber dennoch nicht gänz-
lich auszuschließender Risikoszenarien simuliert werden.

Innerhalb des Risikomanagementprozesses sind die Verant-
wortlichkeiten klar abgegrenzt und die erforderlichen 
Funktionstrennungen berücksichtigt. Der Vorstand legt 
die Risikopolitik in Abstimmung mit dem Verwaltungsrat 
fest und definiert die Steuerungsvorgaben.

Das Risikocontrolling überwacht die Einhaltung aller fest-
gelegten Steuerungsvorgaben und berichtet dem Vorstand 
regelmäßig über die aktuelle Risikosituation. Die Interne 
Revision als Bestandteil der internen Kontrollverfahren 
führt regelmäßig Prüfungen des Risikomanagementsystems 
sowie aller wesentlichen Geschäftsaktivitäten und Prozesse 
durch. Die Einbindung des Vorstandes in den Risikoma-
nagementprozess ist regelmäßig und anlassbezogen gewähr-
leistet. Der Risikoausschuss wird planmäßig vierteljährlich 
schriftlich mit dem Risikobericht und mündlich im Rah-
men der Sitzung über die aktuelle Risikolage der IFB unter-
richtet. Zusätzlich wird der Verwaltungsrat vom Vorstand 
regelmäßig über die Risikolage in Kenntnis gesetzt.

Die IFB führt jährlich eine Risikoinventur durch, auf deren 
Grundlage die wesentlichen Risiken der IFB ermittelt und 
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eine Berücksichtigung im Risikomanagementprozess 
sichergestellt werden. Die Einführung neuer Produkte oder 
die Änderung wesentlicher Prozesse erfolgt auf Grundlage 
strukturierter Verfahren, um Handlungsbedarfe und Risi-
kopotentiale zu identifizieren.

Adressenausfallrisiken 

Die Risikostruktur des Kreditgeschäfts der IFB ergibt sich 
aus ihrem wohnungspolitischen Förderauftrag, der durch 
die Wohnungsbauprogramme des Senats sowie die darauf 
basierenden Förderrichtlinien bestimmt wird, und durch 
die Kreditgeschäfte aus den Geschäftsfeldern Wirtschaft 
und Umwelt sowie Innovation. Die Regelungen in den För-
derrichtlinien, die für die Senatsprogramme und für die mit 
der FHH abgestimmten Kreditangebote der IFB bestehen, 
bzw. die Bedingungen der KfW sind für die zu finanzieren-
den Maßnahmen, die Höhe der Kredite und den Kreis der 
potentiellen Kreditnehmer maßgebend.

Wichtige Instrumente in der Steuerung und Überwachung 
der Adressenausfallrisiken im Kreditgeschäft sind die 
umfassende Prüfung aller risikorelevanten Aspekte vor 
Kreditgewährung und die Limitierung durch die Einzelbe-
schlüsse auf Kreditnehmerebene. In den Kompetenzrege-
lungen zur Votierung von und Entscheidung über Kredite 
ist der Risikogehalt in Abhängigkeit der Kredithöhe und 
des Gesamtengagements sowie der Risikorelevanz der 
Geschäftssegmente berücksichtigt.

Die integrierten Risikoklassifizierungsverfahren ermögli-
chen auf Portfolioebene die Identifikation und Überwa-
chung der Kreditrisiken. Darüber hinaus werden alle 
wesentlichen strukturellen Merkmale des Kreditgeschäfts 
im vierteljährlichen Risikobericht dargestellt.

Risikokonzentrationen in Bezug auf die Region Hamburg, 
die Branche Wohnungsbau und die Obligohöhe bestimmter 
Kreditnehmer lassen sich im Zuge der Wahrnehmung des 
gesetzlichen Förderauftrages nicht vermeiden. Über die 
Kreditvolumina der größten Kreditnehmereinheiten wird 
dem Risikoausschuss und dem Verwaltungsrat regelmäßig 
berichtet.

Den Adressenausfallrisiken wird durch entsprechende 
Bewertung und Bildung von Einzel- und Pauschalwertbe-
richtigungen sowie Rückstellungen Rechnung getragen. 
Zudem bestehen allgemeine Vorsorgereserven gemäß § 340f 
und 340g HGB. Der Bestand der allgemeinen Risikovor-
sorge gemäß § 340g HGB betrug zum 31.12.2018 unverän-
dert 14,3 Mio. e. Auch die Einzel- und Pauschalwertberich-
tigungen sowie die Rückstellungen für Bürgschaften 
bestanden in 2018 mit 10,6 Mio. e unverändert fort. Insge-
samt betrugen sie 1,8 ‰ (Vorjahr: 1,9 ‰) des Bruttokredit-
volumens.

Dabei entfielen von den Einzelwertberichtigungen 0,2 Mio. 
e (Vorjahr: 0,5 Mio. e) auf das Geschäftssegment Mietwoh-
nungsbau einschließlich Heimförderung und 2,7 Mio. e 
(Vorjahr: 4,1 Mio. e) auf das Geschäftssegment Eigentums-
förderung. Einzelwertberichtigungen in den Bereichen der 
Wirtschaft- und Umweltförderung, der Innovationsförde-
rung sowie der sonstigen Förderung bestehen zum 
31.12.2018 wie bereits im Vorjahr nicht.

Die Pauschalwertberichtigung wurde in 2018 um rund 1,8 
Mio. e auf insgesamt 7,7 Mio. e (Vorjahr: 5,9 Mio. e) 
erhöht. Die Erhöhung, die die aktuellen Vorgaben zur 
PWB-Ermittlung berücksichtigt, trägt dem Anstieg des 
Forderungsbestandes Rechnung und setzt unverändert auf 
die aktuellen Risikoparameter auf.

Im Handelsgeschäft werden die Kontrahenten- und Emit-
tentenrisiken durch die Auswahl der Adressen und die 
Einräumung individueller Limite im Rahmen eines umfas-

senden Limitsystems gesteuert. Die Überwachung der 
Limitauslastung wird über das Berichtswesen vierteljähr-
lich kommuniziert. Zu Anlagezwecken und als Instrument 
der Liquiditätssteuerung wird in Wertpapiere investiert.

Marktpreisrisiken

Für die IFB beschränkt sich das Marktpreisrisiko auf das 
Zinsänderungsrisiko.

Die IFB ist Nichthandelsbuchinstitut und schließt Ge
schäfte nur in Euro ab.

Wertpapiere werden ausschließlich mit dauerhafter Hal-
teabsicht erworben und entsprechend bilanziert. Markt-
preisrisiken aus Kurswertschwankungen sind deshalb für 
die IFB nicht relevant.

Aus der originären Geschäftstätigkeit der IFB resultieren 
Fristentransformationsrisiken, die im Rahmen der Aktiv- 
Passiv-Steuerung z. B. durch Zinssicherungsgeschäfte redu-
ziert werden. Darüber hinaus besteht mit der FHH ein 
Vertrag zum Zinsausgleich für minderverzinsliche Darle-
hen im Geschäftsfeld Wohnungsbau.

Das Zinsänderungsrisiko wird laufend überwacht und 
dokumentiert. Zu diesem Zweck werden die Zahlungs-
ströme vierteljährlich ermittelt. Die Überwachung und das 
Reporting der Marktpreisrisiken erfolgt durch das Risiko-
controlling.

Geldmarktgeschäfte erfolgen ohne die Absicht, einen kurz-
fristigen Eigenhandelserfolg zu erzielen, sodass die IFB 
keine Zuordnung zum Handelsbuch vornimmt.

Im abgelaufenen Geschäftsjahr ist das Zinsergebnis der IFB 
in der Höhe von 2,2 Mio. e (Vorjahr: 3,7 Mio. e) durch die 
negativen Zinsen belastet worden. Dies stellt gegenüber 
dem Vorjahr eine Reduzierung dar. Bei Verstetigung des 
negativen Zinsniveaus könnte sich eine Stabilisierung auf 
diesem Niveau ergeben.

Liquiditätsrisiken

Ziel des Liquiditätsmanagements ist es, die jederzeitige 
Zahlungsfähigkeit der IFB zu gewährleisten sowie die regu-
latorischen Anforderungen gemäß der Liquiditätsverord-
nung zu erfüllen.

Die LCR (Liquidity Coverage Ratio) betrug zum Jahres
ultimo 1,5 (Vorjahr: 2,7) bei einer Mindestanforderung in 
Höhe von 1,0 ab dem Jahr 2018. Die Kennzahlen wurden 
im Geschäftsjahr 2018 zu jedem Meldezeitpunkt eingehal-
ten.

Die Liquiditätssteuerung erfolgt durch das Aktiv- und Pas-
sivmanagement auf der Basis von Ist- und Planzahlen aus 
dem bestandsführenden System. Die Daten werden auf 
Tagesbasis ermittelt und ausgewertet. Der Planungshori-
zont ist auf ein Jahr festgelegt.

Über die Stadt Hamburg besteht für die IFB die Möglich-
keit, sich kurzfristig Liquidität zu marktüblichen Kondi
tionen zu beschaffen. Darüber hinaus verfügt die IFB über 
Wertpapiere im Volumen (fortgeführte Anschaffungswerte) 
von 264,4 Mio. e (Vorjahr: 296,1 Mio. e) und Kreditbe-
stände in Höhe von 556,8 Mio. e (Vorjahr: 579,9 Mio. e), 
die als Sicherheiten für kurzfristige Refinanzierungsmaß-
nahmen am Repo-Markt bzw. bei der EZB eingesetzt wer-
den können. Im Falle der Beschaffung längerfristiger Refi-
nanzierungsmittel kann die IFB im Rahmen von Globald-
arlehensverträgen KfW-Mittel abrufen, Inhaber- und 
Namensschuldverschreibungen begeben oder Schuld-
scheindarlehen am Kapitalmarkt aufnehmen. Zur Steue-
rung der kurzfristigen Liquidität kann die IFB Wertpapiere 
mit einer Restlaufzeit von kleiner einem Jahr sowie eigene 
Inhaberschuldverschreibungen jeweils für den Liquiditäts-
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bestand kaufen. Die IFB verfügt damit über verschiedene 
Instrumente zur Sicherstellung einer soliden Refinanzie-
rungsbasis.

Operationelle Risiken 

Die IFB definiert das operationelle Risiko als Gefahr von 
Verlusten, die infolge der Unangemessenheit oder des Ver-
sagens von internen Verfahren, Menschen und Systemen 
oder infolge externer Ereignisse eintreten. Die Identifizie-
rung, Begrenzung und Überwachung der operationellen 
Risiken wird in der IFB durch eine DV-Anwendung unter-
stützt. Die Risikosteuerung erfolgt grundsätzlich dezentral 
auf der Ebene der Fachabteilungen, die die Umsetzung der 
Maßnahmen zur Risikovorsorge und Risikominderung ver-
folgen. Das Risikocontrolling koordiniert und berät.

Ein Element des Frühwarnsystems der IFB ist die Ad-hoc-
Meldung für wesentliche operationelle Risiken, die auf eine 
möglichst frühzeitige Einleitung geeigneter Maßnahmen 
abzielt. Zur Sicherstellung der ordnungsgemäßen Durch-
führung des Geschäftsbetriebs hat die IFB im Organisa
tionshandbuch Ablaufbeschreibungen und Arbeitsanwei-
sungen zusammengefasst.

Die Kreditvergabe durch die IFB erfolgt im Wesentlichen 
nach im DV-System hinterlegten Arbeitsabläufen auf der 
Grundlage schriftlich festgelegter Förderrichtlinien.

Hinsichtlich der DV-Systeme besteht eine Notfallplanung, 
in der Regelungen zur Sicherung von Daten und DV-Pro-
grammen erfasst sind, die einer kontinuierlichen Weiter-
entwicklung und Überwachung unterliegen. Versicherbare 
Gefahrenpotentiale werden durch Versicherungsverträge in 
banküblichem Umfang begrenzt. Die Erfassung eingetrete-
ner Schadensfälle erfolgt durch das Risikocontrolling. Die 
IFB führt regelmäßig eine Business-Impact-Analyse durch, 
die die wesentlichen Prozesse der IFB im Hinblick auf ihre 
Gefährdung durch operationelle Risiken untersucht und 
klassifiziert.

Zur Begrenzung von Rechtsrisiken sehen die Organisati-
onsrichtlinien an jeweils geeigneter Stelle die Einbeziehung 
der Rechtsabteilung bei der Erstellung von rechtsver-
pflichtenden Dokumenten vor. Rechtsrisiken werden im 
Rahmen der allgemeinen OpRisk-Prozesse erfasst und 
gesteuert.

Bankaufsichtsrechtliche und sonstige Entwicklungen

Die verantwortlichen EU-Institutionen haben sich Ende 
2018 darauf geeinigt, die selbstständigen deutschen Förder-
banken namentlich von den Regelungen der EU-Banken-
aufsicht (CRD/CRR) auszunehmen. Die Regelung tritt vor-
aussichtlich Anfang/Mitte 2019 mit finalem Beschluss der 
überarbeiteten CRD (Capital Requirements Directive) in 
Kraft. Danach unterliegt die IFB ausschließlich deutschem 
Bankaufsichtsrecht.

Die IFB hat für die Umsetzung der Bankaufsichtlichen 
Anforderungen an die IT (BAIT) und zur Stärkung der 
Informationssicherheit im Jahr 2018 ein Projekt aufgesetzt. 
In diesem Zusammenhang wurden die IT-Governance 
angepasst und die Umsetzung aller wesentlichen konzeptio-
nellen und strukturellen Anpassungsbedarfe vorgenom-
men. Aufsetzend auf diesen Grundlagen ist beabsichtigt, im 
Jahr 2019 zusätzliche technische Unterstützungsmaßnah-
men für die IT-Management- und Governance-Prozesse zu 
implementieren und in den operativen Betrieb sowie in ein 
übergreifendes Steuerungs-System zu überführen.

Zum 21.06.2019 tritt gem. Art 28 i. V. m. Art 32 MIFIR die 
Handelsplatzpflicht für bestimmte Derivate in Kraft. Die 
IFB wird die Regelung zeitgerecht umsetzen.

AUSBLICK AUF DIE GESCHÄFTS- 
TÄTIGKEIT 2019 (PROGNOSEBERICHT)

Die Wohnraumförderung wird auch 2019 auf hohem Niveau 
fortgesetzt. Für den Neubau sollen in den Jahren 2019 und 
2020 Förderungen von über 3.000 Wohnungen ermöglicht 
werden. Die Mindestbindungszeiten werden in der Neu-
bauförderung von bisher 15 auf jetzt 20 Jahre verlängert. 
Dazu werden die Förderkonditionen wesentlich verbessert. 
Dies trägt dazu bei, dass in Hamburg für Haushalte mit 
kleinen und mittleren Einkommen neuer und vor allem 
bezahlbarer Wohnraum entsteht.

Der vom Senat für die Wohnraumförderprogramme bereit-
gestellte Subventionsbarwert liegt für 2019 mit rd. 256,5 
Mio. e über dem Vorjahresniveau. Der Subventionsbarwert 
der fortbestehenden Programme wurde wie im Jahr zuvor 
um einen Inflationsausgleich von 2 % erhöht.

Das „Bündnis für das Wohnen“ hat sich zum Ziel gesetzt, 
Baugenehmigungen für mindestens 10.000 Wohneinheiten 
jährlich nachhaltig zu sichern, davon mindestens 3.000 Wohn
einheiten öffentlich gefördert, darunter 300 Wohneinheiten 
für vordringlich wohnungssuchende Haushalte (WA-Bindung).

Die Entwicklung des Darlehensbestandes der IFB im Woh-
nungsbau sowie das Zinsergebnis werden weiterhin von der 
Programmausweitung profitieren. Das niedrige Zinsniveau 
wird wieder zu Sondertilgungen führen.

Die Modernisierungsförderung wird auf hohem Niveau 
fortgeschrieben. Aufgrund der starken Kapazitätsbindung 
der Wohnungswirtschaft im Neubau wird sich die Nach-
frage nach Modernisierungszuschüssen wiederum eher 
moderat entwickeln.

Als weiteren Beitrag zum Erhalt des Sozialwohnungsbe-
standes wird Eigentümern von seit 2003 geförderten Miet-
wohnungen, bei denen der Auslauf der Mietpreis- und 
Belegungsbindung bevorsteht, angeboten, den Bindungs-
zeitraum um weitere 10 Jahre gegen Zahlung von weiteren 
laufenden Zuschüssen zu verlängern.

Die in der Wirtschaftsförderung etablierten Förderpro-
gramme der Hamburg-Kredit-Familie werden fortgesetzt 
und ausgebaut. Dabei wird der Fokus auf diverse Zielgrup-
pen gerichtet sein, von Kleinstunternehmen über Migran-
ten bis hin zum Handwerk und Großunternehmen. Einen 
besonderen Stellenwert wird das Thema Unternehmens-
nachfolge einnehmen.

Die Stärkung der Innovationskraft Hamburgs ist erklärtes 
Ziel des Senats und wird durch die InnovationsAllianz 
Hamburg strategisch begleitet. Die Rahmenbedingungen 
für innovative Existenzgründer und junge Unternehmen 
sowie Forschungs- und Entwicklungsvorhaben in beste-
henden Unternehmen werden kontinuierlich verbessert. 
Die Zusammenarbeit mit den Partnern in der Innovations-
förderung soll weiter ausgebaut werden.

Die EFRE-Förderung wird 2019 plangemäß weiter umge-
setzt. Als flankierende Maßnahme zum Hamburger Innova-
tions-Wachstumsfonds soll in 2019 ein Hamburger Investo-
ren-Netzwerk (HIN) aufgebaut werden, um generell mehr 
privates Kapital von Business Angels und anderen Investo-
ren für die Finanzierung innovativer Startups in Hamburg 
zu aktivieren.

Auf Grundlage des geplanten Fördergeschäfts und unter 
Berücksichtigung der Ausgleichsverpflichtungen der 
Freien und Hansestadt Hamburg aus dem Zins- und Ver-
lustausgleich erwarten wir für das Geschäftsjahr 2019 einen 
Jahresüberschuss auf Vorjahresniveau.

Hamburg, 6. März 2019

Vorstand
Sommer                  Overkamp
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HAMBURGISCHE INVESTITIONS- UND FÖRDERBANK 
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts, Hamburg

Bilanz zum 31. Dezember 2018
Aktivseite Vorjahr

EUR EUR TEUR

1. Barreserve
a) Kassenbestand 3.799,10 2
b) Guthaben bei Zentralnotenbanken 85,06 66.016

 darunter: bei der
 Deutschen Bundesbank EUR 85,06

(Vorjahr  TEUR 66.016 ) 3.884,16 66.018

2. Forderungen an Kreditinstitute
a) Hypothekendarlehen 333,04 1
b) andere Forderungen 206.990.295,97 171.950

 darunter: 206.990.629,01 171.951
 täglich fällig EUR 20.707.982,17

(Vorjahr  TEUR 3.803 )

3. Forderungen an Kunden
a) Hypothekendarlehen 4.022.204.091,55 3.857.172
b) Kommunalkredite 685.859.593,46 584.359
c) andere Forderungen 136.067.445,72 96.764

4.844.131.130,73 4.538.295

4. Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche
 Wertpapiere

a) Anleihen und Schuldverschreibungen
  aa) von öffentlichen Emittenten 88.179.888,57 88.294

  darunter: beleihbar bei der Deutschen 
  Bundesbank EUR 88.179.888,57

(Vorjahr  TEUR 88.294 )
  ab) von anderen Emittenten 177.532.881,09 209.280

  darunter: beleihbar bei der Deutschen 
  Bundesbank EUR 167.532.881,09

(Vorjahr  TEUR 209.280 )
265.712.769,66 297.574

5. Anteile an verbundenen Unternehmen 465.000,00 465

6. Treuhandvermögen 16.919.886,54 29.415
darunter:
Treuhandkredite EUR 16.919.886,54

(Vorjahr  TEUR 29.415 )

7. Immaterielle Anlagewerte
 a) entgeltlich erworbene Konzessionen,

 gewerbliche Schutzrechte und ähnliche 
Rechte und Werte sowie Lizenzen an 
solchen Rechten und Werten 51.705,00

51.705,00 72

8. Sachanlagen 16.256.466,86 16.845

9. Sonstige Vermögensgegenstände 5.124.875,89 16.201

10. Rechnungsabgrenzungsposten
a) aus dem Emissions- und Darlehensgeschäft 5.903.169,06 5.917
b) andere 1.458.705,04 1.397

7.361.874,10 7.314

  Summe der Aktiva 5.363.018.221,95 5.144.150
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HAMBURGISCHE INVESTITIONS- UND FÖRDERBANK 
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts, Hamburg

Bilanz zum 31. Dezember 2018
 Passivseite Vorjahr

EUR EUR TEUR
1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten
 a) andere Verbindlichkeiten 2.759.728.575,47 2.798.391

 darunter:
 täglich fällig EUR 14.325.436,46

(Vorjahr  TEUR 26.138 )

2. Verbindlichkeiten gegenüber Kunden
a) andere Verbindlichkeiten 273.837.625,04 271.132

 darunter:
 täglich fällig EUR 1.083.799,84

(Vorjahr  TEUR 5.369 )

3. Verbriefte Verbindlichkeiten

1.354.451.712,34
1.354.451.712,34 1.103.235

4. Treuhandverbindlichkeiten 16.919.886,54 29.415
darunter:
Treuhandkredite EUR 16.919.886,54

(Vorjahr  TEUR 29.415 )

5. Sonstige Verbindlichkeiten
a) besondere Haushaltstitel 38.047.523,98 38.609
b) andere 65.228.271,89 52.733

103.275.795,87 91.342

6. Rechnungsabgrenzungsposten
a) aus dem Emissions- und Darlehensgeschäft 602.245,65 1.056
b) andere 1.669.912,81 1.817

2.272.158,46 2.873

7. Rückstellungen
a) Rückstellungen für Pensionen und 

 ähnliche Verpflichtungen 30.402.277,00 27.103
b) andere Rückstellungen 4.832.707,52 4.052

35.234.984,52 31.155

8. Fonds für allgemeine Bankrisiken 14.300.000,00 14.300

9. Eigenkapital
a) Gezeichnetes Kapital 100.000.000,00 100.000
b) Sonderkapital zur Wohnraumförderung 558.272.744,63 558.273
c) Sonderkapital zur Innovationsförderung 52.332.960,94 52.333
d) Kapitalrücklage 5.000.000,00 5.000
e) Gewinnrücklagen

 andere Gewinnrücklagen
 - sonstige Rücklagen 86.701.664,66 86.063
  darunter aus BilMoG-Umstellung EUR 101.986,91

(Vorjahr  TEUR 102 )
f) Jahresüberschuss 690.113,48 638

802.997.483,71 802.307

  Summe der Passiva 5.363.018.221,95 5.144.150

1. Eventualverbindlichkeiten
a) Verbindlichkeiten aus Bürgschaften 3.859.672,99 5.162

2. Andere Verpflichtungen
a) Unwiderrufliche Kreditzusagen 426.562.176,80 524.194

  aa) sonstige Schuldverschreibungen
a) begebene Schuldverschreibungen
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HAMBURGISCHE INVESTITIONS- UND FÖRDERBANK 
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts, Hamburg

Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2018

Vorjahr

EUR EUR TEUR
1.  Zinserträge aus

 a) Kredit- und Geldmarktgeschäften 181.996.306,26 195.544
 darunter negative Zinserträge EUR 94.407,19

(Vorjahr TEUR 132 )
 b) festverzinslichen Wertpapieren 3.146.785,01 3.784

 darunter negative Zinserträge EUR 0,00
(Vorjahr TEUR 0 )

185.143.091,27 199.328

2.  Zinsaufwendungen 134.942.635,41 156.863
 darunter positive Zinsaufwendungen EUR 1.792.829,29

(Vorjahr TEUR 643 )
50.200.455,86 42.465

3.  Provisionserträge 4.089.593,21 3.461

4.  Provisionsaufwendungen 1.644.827,00 1.357
2.444.766,21 2.104

5.  Sonstige betriebliche Erträge 4.915.661,75 6.522
 darunter: aus Abzinsung von Rückstellungen EUR 0,00

(Vorjahr TEUR 0 )

6.  Allgemeine Verwaltungsaufwendungen
 a) Personalaufwand

 aa) Löhne und Gehälter 14.138.226,51 13.284
 ab) Soziale Abgaben und Aufwendungen für

  Altersversorgung und für Unterstützung 4.199.320,28 4.081
  darunter: für Altersversorgung EUR 1.656.857,53 18.337.546,79 17.365

(Vorjahr TEUR 1.704 )
 b) andere Verwaltungsaufwendungen 8.775.164,78 7.101

27.112.711,57 24.466

7.  Abschreibungen und Wertberichtigungen auf
 immaterielle Anlagewerte und Sachanlagen 704.191,84 798

8.  Sonstige betriebliche Aufwendungen 3.122.007,85 2.373
 darunter: aus Aufzinsung von Rückstellungen EUR 2.985.297,00

(Vorjahr TEUR 2.261 )

9.  Abschreibungen und Wertberichtigungen auf 6.908.471,10 6.122
 Forderungen und bestimmte Wertpapiere sowie 
 Zuführungen zu Rückstellungen im Kreditgeschäft 

10. Erträge aus Zuschreibungen zu Beteiligungen, 290.320,29 0
Anteilen an verbundenen Unternehmen und wie
Anlagevermögen behandelten Wertpapieren

11. Ergebnis der normalen Geschäftstätigkeit 20.003.821,75 17.332

12. Ergebnis vor Zuschüssen 20.003.821,75 17.332

13. Zuschussergebnis
a) Aufwendungen für Förderungsmaßnahmen 141.422.209,36 138.461
b) Erträge aus Zuweisungen der

 Freien und Hansestadt Hamburg 116.892.519,52 115.062
c) Innovationsfonds 5.215.981,57 6.705

19.313.708,27 16.694

14. Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag 690.113,48 638
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Die Hamburgische Investitions- und Förderbank (IFB) ist 
das zentrale Förderinstitut der Freien und Hansestadt 
Hamburg. Sie führt im staatlichen Auftrag Fördermaßnah-
men, insbesondere Finanzierungen im Einklang mit den 
Beihilfevorschriften der Europäischen Union und unter 
Beachtung des gemeinschaftsrechtlichen Diskriminierungs-
verbotes im eigenen Namen durch. Die Schwerpunkte lie-
gen in der Wohnraum- und Umweltförderung sowie in der 
Wirtschafts-, Innovations- und Stadtentwicklungsförderung.

Gegründet wurde die IFB am 1. April 1953 als rechtsfähige 
Anstalt des öffentlichen Rechts unter dem Namen Hambur-
gische Wohnungsbaukasse. Nach einer Umfirmierung zur 
Hamburgischen Wohnungsbaukreditanstalt zum 1. Januar 
1973 sowie der Verschmelzung mit der Innovationsstiftung 
Hamburg zum 1. Januar 2013 erfolgte am 1. August 2013 die 
Umfirmierung zur Hamburgischen Investitions- und För-
derbank.

Die IFB mit Sitz in der Freien und Hansestadt Hamburg ist 
beim Amtsgericht Hamburg unter HRA 93 261 eingetragen.

Alleinige Anteilseignerin und Anstaltsträgerin ist die Freie 
und Hansestadt Hamburg (FHH).

ALLGEMEINE ANGABEN
Der Jahresabschluss wurde gem. § 264 HGB in Verbindung 
mit § 340a HGB und der anzuwendenden Verordnung über 
die Rechnungslegung der Kreditinstitute und Finanz-
dienstleistungsinstitute (RechKredV) vom 11. Dezember 
1998, zuletzt geändert am 17. Juli 2015, vorgenommen.

Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung wurden 
aufgrund der Besonderheiten des Fördergeschäftes nach 
den Formblättern für Pfandbriefbanken aufgestellt und im 
Hinblick auf die Aufgabenstellung der Anstalt ergänzt, um 
die Klarheit der Darstellung zu verbessern. Für die Gewinn- 
und Verlustrechnung wurde die Staffelform gewählt.

Gemäß § 290 Abs. 5 HGB erstellt die Bank zum 31. Dezem-
ber 2018 keinen Konzernabschluss, da die bestehenden 
Tochtergesellschaften der Hamburgischen Investitions- 
und Förderbank gemäß § 296 Abs. 2 HGB auch insgesamt 
für die Beurteilung der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage des Konzerns von untergeordneter Bedeutung sind.

Der Jahresabschluss der IFB wird im Bundesanzeiger veröf-
fentlicht.

Die gemäß Hamburger Corporate Governance Kodex abzu-
gebende jährliche Erklärung ist ebenso wie der Offenle-
gungsbericht gemäß Teil 8 der CRR über die Homepage der 
IFB einsehbar. Sie wird dort entsprechend der Vorgaben 
der CRR vorgehalten.

Die Bank ist Mitglied des Bundesverbandes Öffentlicher 
Banken Deutschland (VÖB). Aufgrund des Einlagensiche-
rungs- und Anlegerentschädigungsgesetzes gehört die IFB 
der Entschädigungseinrichtung des Bundesverbandes Öf
fentlicher Banken Deutschlands GmbH an. Außerdem ist 
sie Mitglied im Einlagensicherungsfonds dieses Verbandes.

Bei den angegebenen Beträgen und Prozentangaben können 
aufgrund kaufmännischer Rundung Differenzen auftreten.

EINHALTUNG DER CRR-  
UND KWG-GRUNDSÄTZE
Die Hamburgische Investitions- und Förderbank hat die in 
der Bundesrepublik Deutschland geltenden Vorschriften 
über das Eigenkapital und die Liquidität der Kreditinsti-

tute nach der Capital Requirements Regulation (CRR) bzw. 
dem Kreditwesengesetz jederzeit beachtet.

Forderungen gegen die Hamburgische Investitions- und 
Förderbank sind gemäß Art. 116 Abs. 4 CRR mit einem 
Risikogewicht von 0 % zu berücksichtigen bzw. bleiben 
gemäß Art. 400 Abs. 1 Buchstabe e) CRR im Rahmen der 
Large Credit Meldung unberücksichtigt.

BILANZIERUNGS- UND  
BEWERTUNGSGRUNDSÄTZE

Als Förderinstitut der Freien und Hansestadt Hamburg 
tätigt die IFB ihre Geschäfte ausschließlich in Euro.

Die Barreserve wird zum Nennwert bewertet.

Sämtliche Darlehen und andere Forderungen werden gem. 
§ 340e Abs. 2 HGB zu ihrem Nennwert abzüglich der Risi-
kovorsorge bilanziert. Für Unterschiedsbeträge zwischen 
den Nenn- und Auszahlungsbeträgen, die Zins- oder Provi-
sionscharakter haben, werden gem. § 340e Abs. 2 Rechnungs
abgrenzungsposten periodengerecht gebildet bzw. linear 
aufgelöst.

In den Forderungen sind Darlehen enthalten, die gemäß 
dem besonderen Förderungsauftrag der Hamburgischen 
Investitions- und Förderbank (§ 4 Gesetz über die Weiter-
entwicklung der Hamburgischen Wohnungsbaukreditan-
stalt zur Hamburgischen Investitions- und Förderbank) 
von den Darlehensnehmern nicht marktüblich verzinst 
werden. Mit dem Inkrafttreten des Vertrages zwischen der 
Freien und Hansestadt Hamburg und der Hamburgischen 
Wohnungsbaukreditanstalt über die Übernahme eines 
Zinsausgleiches durch die Freie und Hansestadt Hamburg 
zum 31.12.1997, der durch die Nachträge vom 27.12.2004, 
27.03.2007, 30.12.2011 und 27.03.2013 ergänzt wird, wurde 
die Unterverzinslichkeit dieser Darlehen aufgehoben und 
ihre Vollwertigkeit erreicht.

Die aus verkauften Tilgungsforderungen resultierenden Er
träge aus Baudarlehen bilanziert die IFB weiterhin als Zins
ertrag, da es sich nicht um ein traditionelles Treuhandge-
schäft handelt. Die o. g. Forderungen sind lediglich ein Teil 
eines Fördermodells, das zusätzlich aus einem weiteren 
Darlehen sowie einem Zuschuss besteht, die unverändert 
im Förderbestand der IFB verblieben sind. Außerdem bleibt 
der Zinsanspruch der IFB gegenüber den Kunden trotz des 
Tilgungsverkaufs unverändert fortbestehen, so dass auch im 
Sinne der Bilanzkontinuität dieser Ansatz gewählt wurde.

Allen erkennbaren Risiken im Kreditgeschäft wird durch 
die Bildung von Einzelwertberichtigungen und Rückstel-
lungen Rechnung getragen. Das latente Risiko im Kreditge-
schäft wird durch Pauschalwertberichtigungen abgedeckt. 
Einzel- und Pauschalwertberichtigungen sowie Vorsorge-
reserven nach § 340 f HGB werden aktivisch von den Forde-
rungsbeständen abgesetzt.

Die Bildung und Auflösung der Einzelwertberichtigungen 
erfolgt über die Gewinn- und Verlustrechnung, so dass sie 
als ein Bestandteil des Verlustausgleichs von der FHH 
getragen werden.

Die Berechnung der Pauschalwertberichtigungen basiert 
auf einem Expected Loss-Ansatz unter Berücksichtigung 
der internen Risikoparameter Rating und Loss-Given-De-
fault-Quote. Die Parameter geben den Umfang und den 
Risikogehalt der Geschäftstätigkeit des Instituts angemes-
sen wieder.

HAMBURGISCHE INVESTITIONS- UND FÖRDERBANK 
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts, Hamburg

Anhang zum Jahresabschluss 31. Dezember 2018
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Die zum Bilanzstichtag ermittelten anteiligen Zinsen wer-
den gem. RechKredV mit der zugrunde liegenden Forde-
rung oder Verbindlichkeit bilanziert.

Bei Passivgeschäften vereinnahmte Negativzinsen werden 
als Reduktion des Zinsaufwandes und bei Aktivgeschäften 
abgeflossene Negativzinsen als Minderung des Zinsertrages 
erfasst.

Die IFB schließt Zinstauschvereinbarungen sowohl zur 
Absicherung einzelner Positionen als auch der Gesamtzins-
position ab. Aufgrund ihres Einsatzzweckes nimmt die IFB 
keine gesonderte handelsrechtliche Bewertung der Swaps 
zum Bilanzstichtag vor. Die Ergebnisse aus den Zinstausch-
vereinbarungen werden in der Gewinn- und Verlustrech-
nung brutto entweder unter den Zinserträgen oder den 
Zinsaufwendungen ausgewiesen.

Bei den Zinsswaps, für die eine Nettobetrachtung auf Ein-
zelgeschäftsebene erfolgt, ergibt sich aus zufließenden nega-
tiven Zinsen entweder ein Ertrag, wenn die aus dem 
betrachteten Swap zufließenden Beträge insgesamt die 
abfließenden überschreiten bzw. eine Aufwandsreduktion 
im umgekehrten Fall. Abfließende Negativzinsen führen zu 
Aufwand, wenn der abfließende Betrag den zufließenden 
insgesamt übersteigt, ansonsten kommt es zu einer Ertrags-
reduktion.

Anteilige Zinsen aus Zinsswaps werden periodengerecht 
abgegrenzt. Der Ausweis erfolgt in den Positionen Forde-
rungen an und Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten.

Zusage- und Bereitstellungsprovisionen werden ihrem zins
ähnlichen Charakter gemäß dem Zinsergebnis zugeordnet.

Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wert-
papiere werden grundsätzlich bis zu ihrer Fälligkeit gehal-
ten. Eine Ausnahme bildeten im abgelaufenen Geschäfts-
jahr zwei Wertpapiere, die ihre Bundesbankfähigkeit verlo-
ren und somit nicht mehr mit der Geschäftsstrategie der 
IFB in Einklang standen. Sie wurden entsprechend ver-
kauft. Sämtliche Wertpapiere der IFB sind handelsrechtlich 
dem Anlagebestand zugeordnet. Die Bewertung der fest-
verzinslichen Wertpapiere erfolgt nach dem gemilderten 
Niederstwertprinzip. Unterschiedsbeträge zwischen An
schaffungskosten und Rückzahlungsbetrag werden lauf-
zeitanteilig erfolgswirksam gebucht. Abschreibungen wer-
den nur bei dauerhafter Wertminderung vorgenommen.

Bei den von der IFB getätigten Repo-Geschäften tritt sie 
stets als Pensionsgeber auf. Dementsprechend verbleiben 
die zugrunde liegenden Vermögensgegenstände im Anlage-
bestand des Instituts.

Anteile an verbundenen Unternehmen werden zu Anschaf-
fungskosten bilanziert. Bei voraussichtlich dauerhafter 
Wertminderung werden Abschreibungen auf den niedrige-
ren beizulegenden Wert vorgenommen.

Die Sachanlagen und immateriellen Vermögensgegen-
stände des Anlagevermögens werden zu Anschaffungskos-
ten aktiviert und über die betriebsgewöhnliche Nutzungs-
dauer linear abgeschrieben. Geringwertige Wirtschaftsgüter 
werden nach den geltenden gesetzlichen Regelungen im 
Jahr ihrer Anschaffung vollständig abgeschrieben.

Sämtliche bis zum Bilanzstichtag emittierten Inhaber-
schuldverschreibungen sind im Freiverkehr handelbar. Sie 
besitzen eine Stückelung von 100.000 e und richten sich an 
institutionelle Anleger. Gemäß § 253 Abs. 1 Satz 2 HGB 
werden sie zum Erfüllungsbetrag bewertet.

Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten und dro-
hende Verluste aus schwebenden Geschäften werden in 
Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 
notwendigen Erfüllungsbetrags bilanziert.

Die Rückstellungen für Pensionen werden nach anerkann-
ten versicherungsmathematischen Grundsätzen unter 
Anwendung der „Projected-Unit-Credit-Methode“ ermit-
telt. Als biometrische Rechnungsgrundlagen wurden die 
aktualisierten „Richttafeln 2018 G“ von Klaus Heubeck 
zugrunde gelegt. Für die Abzinsung wurde pauschal eine 
durchschnittliche Restlaufzeit von 15 Jahren unterstellt. 
Der von der Deutschen Bundesbank auf den Bilanzstichtag 
ermittelte durchschnittliche Marktzinssatz der vergange-
nen zehn Jahre wurde für die Berechnungen mit 3,21 % (Vj. 
3,67 %) angesetzt.

Die Rückstellungen für Altersteilzeit und Jubiläum wurden 
ebenfalls auf Basis entsprechender versicherungsmathema-
tischer Gutachten ermittelt. Für die Abzinsung wurde pau-
schal eine durchschnittliche Restlaufzeit von 15 Jahren 
unterstellt. Der von der Deutschen Bundesbank auf den 
Bilanzstichtag ermittelte durchschnittliche Marktzinssatz 
der vergangenen sieben Jahre wurde mit 2,32 % (Vj. 2,80 %) 
angesetzt.

Für die versicherungsmathematischen Berechnungen der 
Rückstellungen für die Pensionsverpflichtungen, die Alters
teilzeitverpflichtungen und die Jubiläumszuwendungen 
wurden zum 31.Dezember 2018 weitere, folgende Parameter 
unterstellt:

1. Gehaltstrend	 Entgelttrend	 2,0 %
	 Karrieretrend	 0,5 %
2. Rententrend:	 Berechtigte nach dem RGG	 1,0 %
	 Beamte, (ehemalige) Vorstände	 2,0 %
3. Anwartschaft- und Rententrend Proleva	 0,50 % p.a.
4. Beitragssätze zur Sozialversicherung
	 Krankenversicherung	 7,75 %
	 Pflegeversicherung	 1,525 %
	 Rentenversicherung	 9,3 %
	 Arbeitslosenversicherung	 1,3 %
	 U2-Umlage (Mutterschaft)	 0,48 %
5. Beitragsbemessungsgrenzen
	 Rentenversicherung	 6.700,00 e
	� Kranken- und  

Pflegeversicherung	 4.537,50 e
6. �Trend der Bemessungsgrenze  

für die gesetzliche Rentenversicherung	 2,0 %
7. Rechnungsgrundlagen
	 „Richttafeln 2018 G“ von K. Heubeck
8. Fluktuationswahrscheinlichkeit
	� Pauschaler Abschlag in Höhe von ca. 1 % 

des Erfüllungsbetrages der Aktiven
9. Rechnungsmäßiges Pensionsalter
	� frühestmögliches Alter zum Bezug von 

Altersrente in der gesetzlichen Renten
versicherung gemäß RV- Altersgrenzen
anpassungsgesetz

Generell werden Vermögensgegenstände und Schulden 
zum Bruttowert bilanziert. Bei der Bemessung von Rück-
stellungen werden durchsetzbare und werthaltige Rück-
griffsansprüche gegen Dritte (insbesondere der FHH) rück-
stellungsmindernd berücksichtigt.

Die von der FHH zur Verfügung gestellten Mittel für Stu-
dien- und sonstige Fonds werden unter den Sonstigen Ver-
bindlichkeiten ausgewiesen.

Im Rahmen von für Dritte erbrachte Dienstleistungen 
erhält die IFB Provisionen aus der Verwaltung von Treu-
hand- und Verwaltungskrediten.

Die der IFB über die FHH zufließenden Kompensations-
mittel des Bundes werden als Zuschüsse vereinnahmt.
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Veränderungen des Innovationsfonds werden ihrem wirt-
schaftlichen Grund entsprechend als Entnahme oder 
Zuführung unter der Position Zuschüsse ausgewiesen.

Der Fonds für allgemeine Bankrisiken gem. § 340g HGB 
blieb unverändert.

Die IFB hat zur verlustfreien Bewertung der zinstragenden 
schwebenden Positionen des Bankbuches zum 31.12.2018 
einen barwertigen Ansatz verwendet. Der Bestimmung des 
Barwertes lagen dabei die im Rahmen der internen Steue-
rung verwendeten Annahmen des Zinsänderungsrisikos 

zugrunde. Der Einsatz des Eigenkapitals als Refinanzie-
rungsmittel sowie eine mögliche Veräußerung von hoch 
liquiden Wertpapieren blieben bei der Bewertung unbe-
rücksichtigt. Berücksichtigt wurden jedoch die Verwal-
tungskosten insgesamt, das expected Loss sowie ein Puffer 
für Risiko- und erhöhte Refinanzierungskosten.

Eine Rückstellung für einen Verpflichtungsüberschuss aus 
dem zinstragenden Geschäft des Bankbuchs war zum 
Bilanzstichtag nicht erforderlich, da der Nettobuchwert 
unter dem Barwert des Bankbuchs liegt.

ANGABEN UND ERLÄUTERUNGEN ZUR BILANZ
Forderungen an Kreditinstitute mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist 

in T€ 31.12.2018 31.12.2017 

Hypothekendarlehen 

 bis drei Monate 0,0 0,0 
 mehr als drei Monate bis ein Jahr 0,0 0,0 
 mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 0,0 0,0 
 mehr als fünf Jahre 0,3 0,5 

0,3 0,5 

Andere Forderungen 
 bis drei Monate 8.151,6 7.770,5 
 mehr als drei Monate bis ein Jahr 22.936,7 20.145,1 
 mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 87.850,1 77.050,4 
 mehr als fünf Jahre 67.343,9 63.181,1 

186.282,3 168.147,1 

Insgesamt 186.282,6 168.147,6 

Forderungen an Kunden mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist 

in T€ 31.12.2018 31.12.2017 

Hypothekendarlehen 

 bis drei Monate 49.946,5 45.067,1 
 mehr als drei Monate bis ein Jahr 138.148,1 127.680,1 
 mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 728.922,2 690.047,1 
 mehr als fünf Jahre 3.105.187,2 2.994.378,6 

4.022.204,0 3.857.172,9 

Kommunalkredite 

 bis drei Monate 38.029,1 5.368,7 
 mehr als drei Monate bis ein Jahr 18.369,0 23.146,9 
 mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 124.988,0 107.970,0 
 mehr als fünf Jahre 504.473,5 447.872,9 

685.859,6 584.358,5 

Andere Forderungen 

 bis drei Monate 19.085,3 16.889,8 
 mehr als drei Monate bis ein Jahr 2.958,9 2.263,2 
 mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 30.029,9 14.040,9 
 mehr als fünf Jahre 83.993,4 63.569,6 

136.067,5 96.763,5 

Insgesamt 4.844.131,1 4.538.294,9 

Der Hamburgischen Wohnungsbaukreditanstalt war gem. 
§ 6d des Hamburgischen Hochschulgesetzes (HmbHG) 
vom 18. Juli 2001 die Finanzierung der Studiengebühren ab 
dem Wintersemester 2008 übertragen worden.

Sie erhielt je Semester im Wege der Forderungsübertragung 
die von den Hamburger Hochschulen den Studierenden 
gestundeten Gebührenforderungen und zahlte im Gegen-
zug den gestundeten Betrag an die Hochschulen.

Zum Wintersemester 2012/2013 ist die Pflicht zur Entrich-
tung von Studiengebühren in Hamburg durch das Gesetz 
zur Abschaffung von Studiengebühren vom 20. Dezember 
2011 aufgehoben worden. Somit werden der IFB als Nach-
folgeinstitut der Hamburgischen Wohnungsbaukreditan-

stalt keine weiteren Forderungen übertragen. Die in der 
Vergangenheit übertragenen Forderungen werden weiter-
hin studentenbezogen verwaltet und entsprechend den 
gesetzlich geregelten Rückzahlungsmodalitäten nach 
Ablauf der Stundungsfrist von den Studienabsolventen ein-
gefordert.

Zum Abschlussstichtag betrugen die von der IFB übernom-
menen Gebührenforderungen 18.086,9 Te (Vj.23.489,3 Te). 
Sie sind in den o. g. anderen Forderungen enthalten.

Unter den Kommunaldarlehen werden der FHH gewährte 
Schuldscheindarlehen in Höhe von 150.000,0 Te (Vj. 
100.000,0 Te) ausgewiesen.
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Die in der Tabelle ausgewiesenen Buchwerte enthalten 
keine Zinsforderungen.

Die Zinsforderungen betrugen zum Bilanzstichtag 1.329,2 
Te (Vj. 1.517,5 Te), die Agien 1.711,3 Te (Vj. 2.505,0 Te), 
die Disagien 577,7 Te (Vj. 698,4 Te).

Der Anlagebestand der IFB enthält zum 31.12.2018 fest-
verzinsliche, börsenfähige und -notierte Wertpapiere in 
Höhe von 265.712,8 Te (Vj. 297.574,1 Te).

In 2019 werden Wertpapiere im Nominalwert von 47.750,0 
Te (Vj. 25.000,0 Te) fällig.

Zum 31.12.2018 bestehen stille Lasten in Höhe von 65,3 Te 
(Vj. 213,0 Te) sowie stille Reserven in Höhe von 5.096,9 Te 
(Vj. 6.695,0 Te).

Der Buchwert der Wertpapiere mit stillen Lasten beträgt 
zum Abschlussstichtag 29.974,8 Te (Vj. 75.869,2 Te), der 
Buchwert der Wertpapiere mit stillen Reserven 235.738,0 
Te (Vj. 221.704,9 Te). Die Wertpapiere werden mit ihren 
fortgeführten Anschaffungskosten ausgewiesen, da von einer 
voraussichtlich vorübergehenden, durch Veränderungen des 
Zinsniveaus bedingten Wertminderung ausgegangen wird.

Der Buchwert der im Rahmen echter Pensionsgeschäfte in 
Pension gegebenen Wertpapiere beträgt 41.093,9 Te (Vj. 0,0 
Te).

Treuhandvermögen 

in T€ 31.12.2018 31.12.2017 

Forderungen an Kunden 

 Hypothekendarlehen 14.557,6 26.960,3 

 Kommunalkredite 0,0 0,0 

 andere Forderungen 2.362,3 2.454,9 
Insgesamt 16.919,9 29.415,2 

Entwicklung des Finanzanlagevermögens 

01.01.2018 31.12.2018 

in T€ 
Buchwert Zugänge 

Zuschrei-
bungen 

Abgänge 
Abschrei-
bungen 

Buchwert 

Wertpapiere: 

andere 
Emittenten 

208.202,2 14.990,0 123,8 46.000,0 672,3 176.643,6 

öffentliche 
Emittenten 

87.854,5 0,0 37,9 0,0 152,4 87.739,9 

Anteile an ver-
bundenen Un-
ternehmen 

465,0 0,0 0,0 0,0 0,0 465,0 

Dem Treuhandvermögen sind Kredite aus den Forderungsverkäufen (2004 sowie 2005) in 
Höhe von 2.670,5 Te (Vj. 5.796,6 Te) zugeordnet, die durch die Freie und Hansestadt 
Hamburg garantiert sind.

Entwicklung des Anlagevermögens 

in T€ 

Immaterielle 

Anlagewerte 

Betriebs- und 

Geschäftsaus-

stattung 

Gebäude und 

Grundstücke 

Gebäude 

im Bau 

Anschaffungskosten 

01.01.2018 410,0 8.560,8 20.583,2 179,9 

• Zugänge 0,0 95,3 0,0 0,0 

• Abgänge 0,0 99,8 0,0 0,0 

• Umgliederungen 5.785,0 -5.785,0 0,0 0,0 
31.12.2018 6.194,9 2.771,4 20.583,2 179,9 

Abschreibungen 

01.01.2018 338,2 7.881,6 4.596,9 0,0 

• Zugang im Geschäftsjahr 20,0 239,1 445,1 0,0 

• Abgang im Geschäftsjahr 0,0 99,8 0,0 0,0 
• Umgliederungen 5.785,0 -5.785,0 0,0 0,0 

31.12.2018 

(kumuliert) 
6.143,2 2.236,0 5.042,0 0,0 

Buchwerte 

01.01.2018 71,7 679,2 15.986,3 179,9 
31.12.2018 51,7 535,4 15.541,2 179,9 

Für die in 2014 begonnenen Arbeiten am fünften Bauab-
schnitt, dem Zwischentrakt, besteht weiterhin eine Anlage 
im Bau. Außerplanmäßige Abschreibungen waren in 2018 
nicht erforderlich.

Die unter dem Sachanlagevermögen ausgewiesenen 
Grundstücke und Gebäude werden zu 77,17 % selbst ge
nutzt. Zum Bilanzstichtag entspricht dies einem Wert von 
11.993,1 Te.

Treuhandvermögen 

in T€ 31.12.2018 31.12.2017 

Forderungen an Kunden 

 Hypothekendarlehen 14.557,6 26.960,3 

 Kommunalkredite 0,0 0,0 

 andere Forderungen 2.362,3 2.454,9 
Insgesamt 16.919,9 29.415,2 

Entwicklung des Finanzanlagevermögens 

01.01.2018 31.12.2018 

in T€ 
Buchwert Zugänge 

Zuschrei-
bungen 

Abgänge 
Abschrei-
bungen 

Buchwert 

Wertpapiere: 

andere 
Emittenten 

208.202,2 14.990,0 123,8 46.000,0 672,3 176.643,6 

öffentliche 
Emittenten 

87.854,5 0,0 37,9 0,0 152,4 87.739,9 

Anteile an ver-
bundenen Un-
ternehmen 

465,0 0,0 0,0 0,0 0,0 465,0 
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Verbundene Unternehmen
Die hundertprozentige Beteiligung an dem Tochterunterneh
men, IFB Innovationsstarter GmbH, Hamburg (ehemals 
Innovationsstarter Hamburg GmbH, Hamburg), wird zu 
Anschaffungskosten in Höhe von 465,0 Te (Vj. 465,0 Te) 
ausgewiesen.

Das Eigenkapital des Tochterunternehmens betrug gem. 
testiertem Jahresabschluss zum 31.12.2017 633,4 Te (Vj. 

555,0 Te). Das Geschäftsjahr 2017 wurde mit einem Jahres-
fehlbetrag von 78,3 Te (Vj. Überschuss von 48,0 Te) abge-
schlossen.

Zum Bilanzstichtag bestanden Rückstellungen für im Rah-
men von Projektträgerverträgen für die Förderprogramme 
InnoRampUp und InnoFounder erbrachten Leistungen in 
Höhe von 368,1 Te (Vj. 0,0 Te).

Sonstige Vermögensgegenstände 

in T€ 31.12.2018 31.12.2017 

• Forderungen aus Marginzahlungen 4.614,3 10.293,8 

• Forderungen an einzelne Hochschulen aus ge-
stundeten Studiengebühren

193,2 229,3 

• Forderungen an div. Behörden der FHH 132,1 31,1 

• Forderungen aus verauslagten Rechnungsbe-
trägen

74,7 49,6 

• Forderungen aus EU-Förderungen 34,4 0,0 

• Anspruch gegen die Freie und Hansestadt
Hamburg auf Leistung des vertraglich geregel-
ten Zinsausgleichs

0,0 5.297,3 

• Forderungen an Behörde für Wirtschaft, Verkehr
und Innovation (BWVI) aus erteilten Zuwen-
dungszusagen

0,0 274,0 

• Sonstige Forderungen 76,2 25,7 

Insgesamt 5.124,9 16.200,8 

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 

in T€ 31.12.2018 31.12.2017 

mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist 

 bis drei Monate 80.627,4 188.380,0 
 mehr als drei Monate bis ein Jahr 289.084,7 428.303,3 
 mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 922.581,3 851.285,6 
 mehr als fünf Jahre 1.453.109,7 1.304.284,1 

Insgesamt 2.745.403,1 2.772.253,0 

Die Marginforderungen wurden durch den Abschluss von 
Receiver- und Payerswaps, den Risiko-Bewertungsschwan-
kungen im Swap-Portfolio sowie durch die Marktzinsent-
wicklung erheblich reduziert.

Mit Abschaffung der Studiengebühren zum Wintersemes-
ter 2012/2013 erfolgt die Kostenerstattung für die Bearbei-

tung der auszugleichenden Forderungen aus der Finanzie-
rung der Studiengebühren durch die einzelnen Hochschu-
len.

Die sonstigen Forderungen beinhalten u. a. Zahlungsan
sprüche gegenüber einem Versicherungsunternehmen so
wie Gehaltsvorschüsse.

Die in der Tabelle ausgewiesenen Verbindlichkeiten ent-
halten keine Agien und Disagien. Die Disagien in Höhe 

10,8 Te (Vj. 37,7 Te) werden unter der Position Rech-
nungsabgrenzungsposten ausgewiesen.

Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 

in T€ 31.12.2018 31.12.2017 

mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist 

 bis drei Monate 16,3 0,0 
 mehr als drei Monate bis ein Jahr 2.237,5 2.263,0 
 mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 100.500,0 105.500,0 
 mehr als fünf Jahre 170.000,0 158.000,0 

Insgesamt 272.753,8 265.763,0 

Verbriefte Verbindlichkeiten 

in T€ 31.12.2018 31.12.2017 

mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist 

 bis drei Monate 101.451,2 1.451,2 
 mehr als drei Monate bis ein Jahr 3.000,5 1.783,9 
 mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 250.000,0 250.000,0 
 mehr als fünf Jahre 1.000.000,0 850.000,0 

Insgesamt 1.354.451,7 1.103.235,1 

Treuhandverbindlichkeiten 

in T€ 31.12.2018 31.12.2017 

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 

 täglich fällig 23,4 4,8 
 andere Verbindlichkeiten 2.688,2 5.847,6 

2.711,6 5.852,4 
Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 

 andere Verbindlichkeiten 12.385,5 21.684,6 
 sonstige Förderung 1.822,8 1.878,2 

14.208,3 23.562,8 

Insgesamt 16.919,9 29.415,2 

In 2019 wird eine Anleihe in Höhe von 100.000,0 Te (nominal) fällig (Vj. nominal 0,0 Te).
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Die zweckgebundenen Mittel für die Innovationsförderung 
erhöhten sich im November 2018 durch eine Zahlung der 
BWVI in Höhe von 10.000,00 Te.

Rückstellungen

Die Rückstellungen beinhalten Rückstellungen für Pen
sionsverpflichtungen in Höhe von 30.402,3 Te (Vj. 27.103,4 
Te) und 4.832,7 Te (Vj. 4.051,1 Te) andere Rückstellun-
gen.

Aus der Abzinsung der Rückstellungen für Pensionsver-
pflichtungen mit dem durchschnittlichen Marktzinssatz 
der vergangenen zehn Jahre ergibt sich im Vergleich zur 
Abzinsung mit dem durchschnittlichen Marktzinssatz der 
vergangenen sieben Jahre ein Unterschiedsbetrag in Höhe 

von 4.432,4 Te (Vj. 3.658,5 Te). Dieser Unterschiedsbetrag 
ist für die Ausschüttung gesperrt.

Zum 31.12.2018 bestehen zudem Verpflichtungen aus zuge-
sagten, aber bisher nicht ausgezahlten Zuschüssen in Höhe 
von 1.113.838,8 Te (Vj. 1.107.151,9 Te). Ein Teil dieser 
Zuschüsse betrifft die Annuitätshilfe 578,1 Te (Vj. 1.940,6 
Te), die über eine Dauer von bis zu 24 Jahren zu leisten ist, 
sowie Aufwendungszuschüsse nach dem Fördersystem ab 
1995 in Höhe von 378.202,0 Te (Vj. 421.101,0 Te) mit Lauf-
zeiten von bis zu mehr als 30 Jahren.

Diese Zuschussverpflichtungen werden aufgrund der Aus-
gleichsansprüche der IFB gegenüber der Freien und Hanse-
stadt Hamburg gem. § 17 IFBG betragsmäßig nicht in 
Ansatz gebracht.

Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 

in T€ 31.12.2018 31.12.2017 

mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist 

 bis drei Monate 16,3 0,0 
 mehr als drei Monate bis ein Jahr 2.237,5 2.263,0 
 mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 100.500,0 105.500,0 
 mehr als fünf Jahre 170.000,0 158.000,0 

Insgesamt 272.753,8 265.763,0 

Verbriefte Verbindlichkeiten 

in T€ 31.12.2018 31.12.2017 

mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist 

 bis drei Monate 101.451,2 1.451,2 
 mehr als drei Monate bis ein Jahr 3.000,5 1.783,9 
 mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 250.000,0 250.000,0 
 mehr als fünf Jahre 1.000.000,0 850.000,0 

Insgesamt 1.354.451,7 1.103.235,1 

Treuhandverbindlichkeiten 

in T€ 31.12.2018 31.12.2017 

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 

 täglich fällig 23,4 4,8 
 andere Verbindlichkeiten 2.688,2 5.847,6 

2.711,6 5.852,4 
Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 

 andere Verbindlichkeiten 12.385,5 21.684,6 
 sonstige Förderung 1.822,8 1.878,2 

14.208,3 23.562,8 

Insgesamt 16.919,9 29.415,2 

Sonstige Verbindlichkeiten 

in T€ 31.12.2018 31.12.2017 

• Zweckgebundene Mittel aus besonderen Haus-
haltstiteln der FHH für bestimmte Förderpro-
gramme

32.734,8 33.278,2 

• Zweckgebundene Mittel für die Wohnungs-
bauförderung (Reservefonds)

20.000,0 20.000,0 

• Verbindlichkeiten gegenüber der FHH 16.659,2 14.279,0 
• Zweckgebundene Mittel für die Innovationsför-

derung (Innovationsfonds)
20.592,0 10.351,1 

• Verbindlichkeiten gegenüber Zuwendungsemp-
fängern

11.600,5 11.365,4 

• Verbindlichkeiten aus der Gehaltsabrechnung 1.033,3 957,1 
• Zweckgebundene Mittel für BGV-Förderungen 386,4 659,8 

• andere Verbindlichkeiten 269,6 451,2 

Insgesamt 103.275,8 91.341,8 

Eigenkapital 

in T€ 31.12.2018 31.12.2017 

• Grundkapital 100.000,0 100.000,0 

• Sonderkapital zur Wohnraumförderung 558.272,7 558.272,7 

• Sonderkapital zur Innovationsförderung 52.333,0 52.333,0 

• Kapitalrücklage 5.000,0 5.000,0 

• Gewinnrücklagen 86.701,7 86.063,3 

• Jahresüberschuss 690,1 638,4 

Insgesamt 802.997,5 802.307,4 

Sonstige Verbindlichkeiten 

in T€ 31.12.2018 31.12.2017 

• Zweckgebundene Mittel aus besonderen Haus-
haltstiteln der FHH für bestimmte Förderpro-
gramme

32.734,8 33.278,2 

• Zweckgebundene Mittel für die Wohnungs-
bauförderung (Reservefonds)

20.000,0 20.000,0 

• Verbindlichkeiten gegenüber der FHH 16.659,2 14.279,0 
• Zweckgebundene Mittel für die Innovationsför-

derung (Innovationsfonds)
20.592,0 10.351,1 

• Verbindlichkeiten gegenüber Zuwendungsemp-
fängern

11.600,5 11.365,4 

• Verbindlichkeiten aus der Gehaltsabrechnung 1.033,3 957,1 
• Zweckgebundene Mittel für BGV-Förderungen 386,4 659,8 

• andere Verbindlichkeiten 269,6 451,2 

Insgesamt 103.275,8 91.341,8 

Eigenkapital 

in T€ 31.12.2018 31.12.2017 

• Grundkapital 100.000,0 100.000,0 

• Sonderkapital zur Wohnraumförderung 558.272,7 558.272,7 

• Sonderkapital zur Innovationsförderung 52.333,0 52.333,0 

• Kapitalrücklage 5.000,0 5.000,0 

• Gewinnrücklagen 86.701,7 86.063,3 

• Jahresüberschuss 690,1 638,4 

Insgesamt 802.997,5 802.307,4 

Eventualverbindlichkeiten und  
unwiderrufliche Kreditzusagen

Bei den Eventualverbindlichkeiten handelt es sich um

•	 Bürgschaften für grundpfandrechtlich gesicherte Darle-
hen im nachrangigen Bereich in Höhe von 2.906,9 Te 
(Vj. 3.910,3 Te), für die Rückbürgschaften der Freien 
und Hansestadt Hamburg bestehen,

•	 Bürgschaften für Konsortialfinanzierungen in Höhe von 
766,6 Te (Vj. 1.099,9 Te),

•	 Haftungsfreistellung für Hausbankenkredite in Höhe 
von 105,0 Te (Vj. 105,0 Te) und

•	 Ausfallbürgschaften in Höhe von 81,1 Te (Vj. 102,8 Te) 
aus dem Förderprogramm studentisches Wohnen. Für 
diese Bürgschaften sind Rückstellungen in Höhe von 0,0 
Te (Vj. 56,1 Te) gebildet worden.
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Von den unwiderruflichen Kreditzusagen entfallen 1.597,3 
Te (Vj. 4.540,6 Te) auf Annuitätshilfedarlehen, deren Inan-
spruchnahme durch die Fördersystematik bedingt ist, und 
die über eine Dauer von bis zu 24 Jahren anwachsen.

Die unter der Bilanz ausgewiesenen Verbindlichkeiten aus 
Bürgschaften sowie die unwiderruflichen Kreditzusagen 

sind Bestandteil des originären Kreditgeschäftes der IFB 
und unterliegen denselben Bewertungskriterien wie alle 
übrigen mit Adressenausfallrisiken behafteten Forderun-
gen. Allen erkannten Risiken wird durch Rückstellungsbil-
dung Rechnung getragen.

Zinserträge 

in T€ 31.12.2018 31.12.2017 

 Zinsen aus Kredit- und Geldmarktgeschäften 125.651,8 133.745,1 
 Zinsausgleich 20.325,0 27.056,7 
 Zinsswaps 36.019,5 34.742,6 
 Zinsen aus Wertpapiergeschäften 3.146,8 3.784,1 

Insgesamt 185.143,1 199.328,5 

Zinsaufwendungen 

in T€ 31.12.2018 31.12.2017 

 Zinsen für Zinsswaps 79.037,9 78.567,6 
 Zinsen für Refinanzierungsgeschäfte 54.733,8 76.880,4 
 Zinsen für Wertpapiergeschäfte 824,8 986,0 
 Zinsen für sonstige Förderungen 346,1 429,1 

Insgesamt 134.942,6 156.863,1 

ANGABEN UND ERLÄUTERUNGEN ZUR GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG

In 2018 sind insgesamt Negativzinsen in Höhe von 6.576,8 
Te (Vj. 6.475,1 Te) aus Verbindlichkeiten und Swaps ange-
fallen. Von diesen wurden 94,4 Te (Vj. 131,7 Te) als Reduk-
tion der Zinserträge aus dem Kreditgeschäft berücksichtigt. 

Die restlichen 6.482,4 Te (Vj. 6.343,4 Te) sind in die 
Ertrags- bzw. Aufwandsüberhangsbetrachtungen (Nettobe-
trachtung) bei den Zinsswaps eingeflossen.

In 2018 wurden insgesamt Negativzinsen in Höhe von 
4.413,0 Te (Vj. 2.820,8 Te) aus Verbindlichkeiten und 
Swaps vereinnahmt. Von diesen wurden 1.792,8 Te (Vj. 
642,7 Te) als Reduktion des Zinsaufwandes berücksichtigt. 

Die restlichen 2.620,2Te (Vj. 2.178,1 Te) sind in die 
Ertrags- bzw. Aufwandsüberhangsbetrachtungen bei den 
Zinsswaps eingeflossen.

Provisionserträge 

in T€ 31.12.2018 31.12.2017 

 Kostenbeiträge aus Fördergeschäft 3.953,3 3.308,3 
 Kostenbeiträge aus Treuhandgeschäft 132,5 151,9 
 sonstige Provisionen 3,8 1,2 

Insgesamt 4.089,6 3.461,4 

Provisionsaufwendungen 

in T€ 31.12.2018 31.12.2017 

 Bürgschafts- und Bearbeitungsgebühren Dritter 1.201,4 893,6 
 Vermittlungsprovisionen 369,0 433,0 
 sonstige Provisionen 74,4 31,1 

Insgesamt 1.644,8 1.357,6 

Sonstige betriebliche Erträge und Aufwendungen 

in T€ 31.12.2018 31.12.2017 

Erträge 

 Entgelt für Studiengebührenverwaltung 632,5 726,7 
 Kostenerstattung Wirtschaftsförderung 391,6 1.961,6 
 Auflösung von Rückstellungen 206,4 1.583,4 
 Kostenerstattung für Innovationsförderung 59,4 971,9 
 Sonstige 3.625,8 1.278,8 

Insgesamt 4.915,7 6.522,4 

Aufwendungen 

 Aufzinsung Rückstellungen 2.985,3 2.261,3 

 Sonstige 136,7 111,9 

Insgesamt 3.122,0 2.373,2 

Allgemeine Verwaltungsaufwendungen 

in T€ 31.12.2018 31.12.2017 

 Personalkosten 18.337,5 17.364,7 
 Organisations- und DV-Beratung 3.025,9 2.459,2 
 Rechts- u. a. Gutachten, Beratungen 2.016,1 1.236,3 
 externe Datenverarbeitung 1.270,7 1.191,5 
 Hauswirtschaftskosten 434,3 408,1 
 Sonstiges 2.028,2 1.805,7 

Insgesamt 27.112,7 24.465,5 
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SONSTIGE ANGABEN

Derivative Geschäfte

Zum Bilanzstichtag hat die IFB ausschließlich marktbewer-
tete Derivate zur Absicherung von Zinsänderungsrisiken 
im Bestand. Sämtliche Geschäfte wurden mit Banken mit 
Sitz in der Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen. Die 
Marktwerte ermitteln sich aus der in Bloomberg standard-

mäßig hinterlegten Zinskurve „Composite (NY), die als 
Pricing-Zeitraum 17.00 Uhr bis 16.59 Uhr New Yorker-Zeit 
verwendet.

Zum Bilanzstichtag abgegrenzte Zinsen aus den Swapge-
schäften werden unter den Forderungen an Kreditinstitute 
12,2 Mio. e (Vj. 12,2 Mio. e) bzw. unter den Verbindlich-
keiten gegenüber Kreditinstituten 17,5 Mio. e (Vj. 17,3 
Mio. e) ausgewiesen.

Provisionserträge 

in T€ 31.12.2018 31.12.2017 

 Kostenbeiträge aus Fördergeschäft 3.953,3 3.308,3 
 Kostenbeiträge aus Treuhandgeschäft 132,5 151,9 
 sonstige Provisionen 3,8 1,2 

Insgesamt 4.089,6 3.461,4 

Provisionsaufwendungen 

in T€ 31.12.2018 31.12.2017 

 Bürgschafts- und Bearbeitungsgebühren Dritter 1.201,4 893,6 
 Vermittlungsprovisionen 369,0 433,0 
 sonstige Provisionen 74,4 31,1 

Insgesamt 1.644,8 1.357,6 

Sonstige betriebliche Erträge und Aufwendungen 

in T€ 31.12.2018 31.12.2017 

Erträge 

 Entgelt für Studiengebührenverwaltung 632,5 726,7 
 Kostenerstattung Wirtschaftsförderung 391,6 1.961,6 
 Auflösung von Rückstellungen 206,4 1.583,4 
 Kostenerstattung für Innovationsförderung 59,4 971,9 
 Sonstige 3.625,8 1.278,8 

Insgesamt 4.915,7 6.522,4 

Aufwendungen 

 Aufzinsung Rückstellungen 2.985,3 2.261,3 

 Sonstige 136,7 111,9 

Insgesamt 3.122,0 2.373,2 

Allgemeine Verwaltungsaufwendungen 

in T€ 31.12.2018 31.12.2017 

 Personalkosten 18.337,5 17.364,7 
 Organisations- und DV-Beratung 3.025,9 2.459,2 
 Rechts- u. a. Gutachten, Beratungen 2.016,1 1.236,3 
 externe Datenverarbeitung 1.270,7 1.191,5 
 Hauswirtschaftskosten 434,3 408,1 
 Sonstiges 2.028,2 1.805,7 

Insgesamt 27.112,7 24.465,5 

Zuschüsse 

in T€ 31.12.2018 31.12.2017 

Aufwendungen für gezahlte Zuschüsse 

 Wohnungsbauförderprogramme 128.963,4 124.286,5 
 Zuschüsse für Innovationsförderung 5.842,8 8.133,9 
 Zuschüsse für sonstige Förderungen 6.113,4 4.831,4 
 Zuschüsse für Energiedarlehen 445,7 1.142,3 
 Studentisches Wohnen 56,9 67,7 

Insgesamt 141.422,2 138.461,9 

Erträge aus erhaltenen Zuschüssen 

 Verlustausgleich 73.897,0 73.067,5 
 Kompensationsmittel des Bundes 31.489,3 31.484,5 
 Zuweisungen der FHH für Zuschusszahlungen 11.413,2 10.510,1 
 Entnahme aus dem Innovationsfonds 5.216,0 6.705,3 
 Tilgungszuschüsse 93,0 0,0 

Insgesamt 122.108,5 121.767,4 

Gesamthonorar des Jahresabschlussprüfers 

in T€ 2018 2017 

 Abschlussprüfungsleistungen 163,0 163,0 
 andere Bestätigungsleistungen 22,0 7,0 
 Steuerberatungsleistungen 0,0 0,0 
 sonstige Leistungen 0,0 5,2 

Insgesamt 185,0 175,2 

Restlaufzeit (Nominal) 2018 2017 

Zinsswaps < 3 Mon. 0,0 0,0 
Mio. € bis 1 Jahr 290,0 155,0 

bis 5 Jahre 1.058,3 1.253,3 
> 5 Jahre 2.383,7 2.243,7 

Marktwerte 

positive 115,6 126,9 

negative 476,5 511,7 

Anzahl der Mitarbeiter im Jahresdurchschnitt 

2018 2017 

weiblich männlich insgesamt insgesamt 

Arbeitnehmer 135 104 239 232 
 davon: Teilzeitbeschäftigte 63 6 69 57 

Summe 135 104 239 232 

Vorstand 0 2 2 2 

Auszubildende 4 4 8 5 

Sonstige1 6 1 7 6 

Gesamt 145 111 256 245 

1Elternzeit und Altersteilzeit in Freistellungsphase

Soweit die Zuschüsse zur Wohnungsbauförderung nicht 
aus Ertragsüberschüssen der Wohnungsbauförderung 
(inklusive Zinsausgleich) erbracht werden können, erhält 
die Hamburgische Investitions- und Förderbank Zuwei-

sungen der Freien und Hansestadt Hamburg. Aus diesem 
Grund ist eine Zuführung zu den Rückstellungen nicht 
erforderlich.
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Gesamtbezüge und Darlehen der Organe und Ausschüsse

Die Mitglieder des Vorstandes erhielten im abgelaufenen Ge
schäftsjahr Bezüge von insgesamt 457,6 Te, von denen 414,3 
Te erfolgsunabhängig und 43,3 Te erfolgsabhängig (Vj. 
429,3 Te insgesamt, bestehend aus 384,2 Te erfolgsunab-
hängiger und 45,1 Te erfolgsabhängiger Vergütung) gezahlt 
wurden. Vergütungsanteile mit langfristiger Anreizwirkung 
wurden nicht gezahlt. Es wurden an den Vorstandsvorsit-
zenden 229,6 Te (Vj. 212,3 Te) erfolgsunabhängig und 22,0 
Te (Vj. 24,5 Te) erfolgsabhängig gezahlt. Das zweite Vor-
standsmitglied erhielt 184,7 Te (Vj. 171,9 Te) erfolgsunab-
hängige sowie 21,3 Te (Vj. 20,6 Te) erfolgsabhängige Bezüge.

Zahlungen an Verwaltungsratsmitglieder erfolgten 2018 in 
Höhe von 2,0 Te (Vj. 1,9 Te). Für die Mitglieder der Aus-
schüsse wurden 1,8 Te (Vj. 1,7 Te) aufgewendet.

Die Gesamtbezüge ehemaliger Mitglieder des Vorstandes 
und ihrer Hinterbliebenen betrugen 188,9 Te (Vj. 183,8 
Te). Für Pensionsverpflichtungen gegenüber diesem Perso-
nenkreis sind 2.675,3 Te (Vj. 2.575,2 e) zurückgestellt.

Vorschüsse und/oder Kredite sind an die Mitglieder des 
Vorstandes wie auch im Vorjahr nicht gewährt worden. 
Forderungen aus Vorschüssen und Kreditverhältnissen 
gegenüber Mitgliedern des Verwaltungsrates bestehen zum 
Bilanzstichtag wie im Vorjahr nicht.

Als nahestehende Personen gelten natürliche und juristi-
sche Personen sowie Unternehmen, die aufgrund ihrer 
gesellschaftlichen Verbindung oder Organmitgliedschaft 
auf die IFB wesentlich einwirken können.

Als nahestehende Unternehmen wurden alle zum Konzern-
verbund der Freien und Hansestadt Hamburg gehörigen 
Unternehmen identifiziert sowie Unternehmen, in denen 
Mitglieder der Organe der Bank wesentlichen Einfluss aus-
üben. Als nahestehende Privatpersonen werden Mitglieder 
des Vorstandes und des Verwaltungsrates mit seinen Aus-
schüssen sowie deren Angehörige behandelt.

Sämtliche Geschäfte mit nahestehenden Unternehmen und 
Personen wurden zu marktüblichen Bedingungen und 
Konditionen abgeschlossen.

ORGANE

Vom Senat berufene Mitglieder des Verwaltungsrates

Dr. Dorothee Stapelfeldt 
Senatorin, Präses der Behörde für Stadtentwicklung und 
Wohnen der Freien und Hansestadt Hamburg, Vorsitzende

Dr. Peter Tschentscher 
bis 23.04.2018 Senator, Präses der Finanzbehörde der 
Freien und Hansestadt Hamburg, bis 27.03.2018 Erster 
Bürgermeister der Freien und Hansestadt Hamburg, 
ab 28.03.2018 Stellv. Vorsitzender

Dr. Andreas Dressel 
ab 24.04.2018 Senator, Präses der Finanzbehörde der 
Freien und Hansestadt Hamburg, Stellv. Vorsitzender

Dr. Rolf Bösinger 
bis 23.04.2018 Staatsrat, Behörde für Wirtschaft, Verkehr 
und Innovation der Freien und Hansestadt Hamburg

Katrin Brzezinski 
bis 23.04.2018 Referatsleiterin Verkehrsfinanzierung, 
Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation der 
Freien und Hansestadt Hamburg, Amt für Verkehr und 
Straßenwesen

Jens Hinrich Kerstan (als Vertreter von Armin Schlüter) 
Senator, Präses der Behörde für Umwelt und Energie  
der Freien und Hansestadt Hamburg

Marko Lohmann 
Vorstand der Gemeinnützigen Baugenossenschaft  
Bergedorf-Bille eG

Sven Padberg (als Vertreter von Dr. Andreas Dressel)  
Abteilungsleiter, Finanzbehörde der Freien und  
Hansestadt Hamburg, Amt für Vermögens- und  
Beteiligungsmanagement

Bettina Poullain 
Vorstandsmitglied der Hamburger Sparkasse AG (Haspa)

Natalie Schlau (als Vertreterin von Dr. Torsten Sevecke), 
ab 24.04.2018 Mitarbeiterin des Referats Innovation und 
Industrie, Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation 
der Freien und Hansestadt Hamburg

Armin Schlüter Wirtschaftsprüfer im Ruhestand, 
ehemals PricewaterhouseCoopers AG, Hamburg

Ute Schoras Geschäftsführerin, 
JOBPOWER Personaldienstleistungs GmbH, Hamburg

Dr. Torsten Sevecke 
ab 24.04.2018 Staatsrat, Behörde für Wirtschaft, Verkehr 
und Innovation der Freien und Hansestadt Hamburg

Karin Siebeck (als Vertreterin von Dr. Dorothee  
Stapelfeldt) Amtsleiterin, 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen der  
Freien und Hansestadt Hamburg, Amt für Wohnen,  
Stadterneuerung und Bodenordnung

Hjalmar Stemmann  
Vizepräsident Handwerkskammer Hamburg

Arbeitnehmervertreter der Anstalt im Verwaltungsrat

Andreas Fluder 
Verwaltungsangestellter der Hamburgischen  
Investitions- und Förderbank

Restlaufzeit (Nominal) 2018 2017 

Zinsswaps < 3 Mon. 0,0 0,0 
Mio. € bis 1 Jahr 290,0 155,0 

bis 5 Jahre 1.058,3 1.253,3 
> 5 Jahre 2.383,7 2.243,7 

Marktwerte 

positive 115,6 126,9 

negative 476,5 511,7 

Anzahl der Mitarbeiter im Jahresdurchschnitt 

2018 2017 

weiblich männlich insgesamt insgesamt 

Arbeitnehmer 135 104 239 232 
 davon: Teilzeitbeschäftigte 63 6 69 57 

Summe 135 104 239 232 

Vorstand 0 2 2 2 

Auszubildende 4 4 8 5 

Sonstige1 6 1 7 6 

Gesamt 145 111 256 245 

1Elternzeit und Altersteilzeit in Freistellungsphase
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Sabine Födisch 
Verwaltungsangestellte der Hamburgischen  
Investitions- und Förderbank

Andreas Majonek 
Verwaltungsangestellter der Hamburgischen  
Investitions- und Förderbank

Martina Oesterer 
Verwaltungsangestellte der Hamburgischen  
Investitions- und Förderbank

Vorstand
Ralf Sommer 
Vorsitzender des Vorstands – Marktvorstand

Wolfgang Overkamp 
Vorstandsmitglied – Marktfolgevorstand

Staatsaufsicht
Senat der Freien und Hansestadt Hamburg

MANDATE DER VORSTANDSMITGLIEDER
in Aufsichtsgremien

Ralf Sommer 
IFB Innovationsstarter GmbH Hamburg 
Besenbinderhof 31, 20097 Hamburg 
Vorsitzender des Aufsichtsrats

HSH Beteiligungs Management GmbH 
Besenbinderhof 37, 20097 Hamburg 
Vorsitzender der Gesellschafterversammlung

Innovationsstarter Fonds Hamburg GmbH 
Besenbinderhof 31, 20097 Hamburg  
Mitglied des Beirats

Wolfgang Overkamp 
BTG Beteiligungsgesellschaft Hamburg mbH  
Besenbinderhof 39, 20097 Hamburg 
Mitglied des Beteiligungsausschuss

als leitender Mitarbeiter

Ralf Sommer 
hsh finanzfonds AöR  
Besenbinderhof 37 20097 Hamburg

Nachtragsbericht

Es haben sich nach Schluss des Geschäftsjahres 2017 keine 
Vorgänge ereignet, die für die Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Gesellschaft von besonderer Bedeutung 
sind.

Hamburg, den 6. März 2018

Vorstand
	 Sommer	 Overkamp 
	 Vorsitzender des Vorstandes	 Vorstand

Bestätigungsvermerk 
des unabhängigen Abschlussprüfers

An die Hamburgische 
Investitions- und Förderbank, Hamburg

VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRES
ABSCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS
Prüfungsurteile
Wir haben den Jahresabschluss der Hamburgische Investi-
tions- und Förderbank, Hamburg, – bestehend aus der 
Bilanz zum 31. Dezember 2018 und der Gewinn- und Ver-
lustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 
31. Dezember 2018 sowie dem Anhang, einschließlich der 

Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
– geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der 
Hamburgische Investitions- und Förderbank, Hamburg, 
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 
2018 geprüft. Die im Abschnitt „Sonstige Informationen“ 
unseres Bestätigungsvermerks genannten Bestandteile des 
Anhangs haben wir in Einklang mit den deutschen gesetzli-
chen Vorschriften nicht inhaltlich geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse

•	 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen 
wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und 
Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2018 so
wie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
bis zum 31. Dezember 2018 und

•	 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen 
wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Ein-
klang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
dar.

Unser Prüfungsurteil zum Jahresabschluss erstreckt sich 
nicht auf den Inhalt der im Abschnitt „Sonstige Informa
tionen“ unseres Bestätigungsvermerks genannten Bestand-
teile des Anhangs.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere 
Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmä-
ßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt 
hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und der 
EU-Abschlussprüferverordnung (Nr. 537/2014; im Folgen-
den „EU- APrVO“) unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. 
Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be
schrieben.

Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Überein-
stimmung mit den europarechtlichen sowie den deutschen 
handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und 
haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Über-
einstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Darüber 
hinaus erklären wir gemäß Artikel 10 Abs. 2 Buchst, f) 
EU-APrVO, dass wir keine verbotenen Nichtprüfungsleis-
tungen nach Artikel 5 Abs. 1 EU-APrVO erbracht haben. 
Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prü-
fungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht zu dienen.

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte  
in der Prüfung des Jahresabschlusses

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte sind solche Sach-
verhalte, die nach unserem pflichtgemäßen Ermessen am 
bedeutsamsten in unserer Prüfung des Jahresabschlusses 
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 
2018 waren. Diese Sachverhalte wurden im Zusammenhang 
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mit unserer Prüfung des Jahresabschlusses als Ganzem und 
bei der Bildung unseres Prüfungsurteils hierzu berücksich-
tigt; wir geben kein gesondertes Prüfungsurteil zu diesen 
Sachverhalten ab.

Nachfolgend stellen wir mit dem Zins- und Verlustaus-
gleich durch die Freie Hansestadt Hamburg (FHH) den aus 
unserer Sicht besonders wichtigen Prüfungssachverhalt 
dar.

Unsere Darstellung dieses besonders wichtigen Prüfungs-
sachverhalts haben wir wie folgt strukturiert:

a) 	 Sachverhaltsbeschreibung (einschließlich Verweis auf 
zugehörige Angaben im Jahresabschluss)

b) 	Prüferisches Vorgehen

Zins- und Verlustausgleich durch die  
Freie und Hansestadt Hamburg (FHH)
a)	 Durch die Verträge über die Übernahme des Zins- und 

Verlustausgleichs mit der FHH wird die Nominalwert-
bilanzierung von un- bzw. unterverzinslichen Forderun-
gen einerseits sowie ein fortwährend ausgeglichenes 
Jahresergebnis andererseits sichergestellt.
Der Zinsausgleich ist der Unterschiedsbetrag zwischen 
dem vom Darlehensnehmer für in Anspruch genom-
mene Darlehen zu entrichtenden Entgelt – bestehend 
aus den Zinsen und dem laufenden Kostenbeitrag – und 
einem höheren Zins, der so bemessen wird, dass die Auf-
wendungen für die Fremdmittel, der Verwaltungsauf-
wand sowie die Risikovorsorge gedeckt sind. Der Zins
ausgleich belief sich im Geschäftsjahr 2018 auf EUR 20,3 
Mio.
Der Verlustausgleich greift, soweit die jährlichen Auf-
wendungen im Geschäftsfeld Wohnungsbau nicht durch 
die Erträge gedeckt werden. Er führt somit grundsätz-
lich zu einem ausgeglichenen Ergebnis im Geschäftsfeld 
Wohnungsbau. Der Verlustausgleich im Geschäftsjahr 
2018 belief sich auf EUR 73,9 Mio.
Die Bilanzierung von Zins- und Verlustausgleich wurde 
von uns als besonders wichtiger Prüfungssachverhalt 
bestimmt, da die Mechanismen des Zins- und Ver-
lustausgleichs die wirtschaftliche Grundlage für die 
Durchführung der Fördergeschäftstätigkeit der Bank 
darstellen, dadurch die Gewinn- und Verlustrechnung 
maßgeblich prägen und die Anwendung des Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmen-
stätigkeit der Bank begründen.
Die Angaben der gesetzlichen Vertreter zu den Bilanzie-
rungs- und Bewertungsgrundsätzen des Zins- und Ver-
lustausgleichs sind im Anhang unter dem Kapitel 
„Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze“ dargestellt.

b)	 Wir haben durch Einsichtnahme in die Verträge über 
den Zinsausgleich sowie den Verlustausgleich das Vor-
handensein der rechtlichen Grundlagen für den Zins- 
und Verlustausgleich geprüft.
Hinsichtlich des Zinsausgleichs haben wir die Aufbau- 
und Ablauforganisation sowie die Angemessenheit und 
die Wirksamkeit der diesbezüglich eingerichteten Kon-
trollen geprüft.
Wir haben untersucht, ob die systemseitig – auf Einzel-
vertragsbasis – ermittelte Minderverzinsung korrekt 
berechnet wurde. In diesem Zusammenhang haben wir 
die korrekte Berechnung und Systemeingabe des bei der 
Ermittlung der Höhe der Minderverzinslichkeit 
zugrunde gelegten Referenzzinssatzes geprüft. Hierbei 
haben wir sowohl das SAP-System im Allgemeinen 
(Change-Management, Benutzerberechtigungen, Not-
fallplanungen etc.) als auch die Berechnungslogik im 

Speziellen unter Einsatz unserer internen Risk Advisory 
Experten nachvollzogen. Zudem haben wir auf Basis 
einer Zufallsstichprobe die vollständige Erfassung der 
Vertragsdaten in SAP geprüft.

In Bezug auf den Verlustausgleich haben wir geprüft, ob 
das Ergebnis des Geschäftsfelds Wohnungsbau unter 
Vereinnahmung des Verlustausgleichs entsprechend 
den Regelungen des Vertrags über die Übernahme des 
Verlustausgleichs zum Stichtag ausgeglichen war.

Des Weiteren haben wir uns davon überzeugt, dass Ver-
lust- und Zinsausgleich von der Freien und Hansestadt 
Hamburg in der berechneten Höhe an die IFB geleistet 
wurden.

Sonstige Informationen

Die gesetzlichen Vertreter sind für die sonstigen Informa
tionen verantwortlich. Die sonstigen Informationen umfas-
sen

•	 die gemäß Hamburger Corporate Governance Kodex 
abzugebende jährliche Erklärung, auf die im Anhang 
verwiesen wird,

•	 alle übrigen Teile des Jahresberichts, mit Ausnahme des 
geprüften Jahresabschlusses und Lageberichts sowie 
unseres Bestätigungsvermerks.

Unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht erstrecken sich nicht auf die sonstigen Infor-
mationen, und dementsprechend geben wir weder ein Prü-
fungsurteil noch irgendeine andere Form von Prüfungs-
schlussfolgerung hierzu ab.

Im Zusammenhang mit unserer Abschlussprüfung haben 
wir die Verantwortung, die sonstigen Informationen zu 
lesen und dabei zu würdigen, ob die sonstigen Informatio-
nen

•	 wesentliche Unstimmigkeiten zum Jahresabschluss, 
zum Lagebericht oder zu unseren bei der Prüfung 
erlangten Kenntnissen aufweisen oder

•	 anderweitig wesentlich falsch dargestellt erscheinen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter  
und des Verwaltungsrats für den  
Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Auf-
stellung des Jahresabschlusses, der den deutschen, für Kapi-
talgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschrif-
ten in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit 
den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung 
eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesent-
lichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen 
Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzli-
chen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der 
Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, 
Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. 
Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der 
Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem 
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nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegen-
stehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt 
sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vor-
schriften entspricht und die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind 
die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkeh-
rungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig 
erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in 
Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen 
gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen und um ausrei-
chende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebe-
richt erbringen zu können.

Der Verwaltungsrat ist verantwortlich für die Überwachung 
des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur Auf-
stellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu 
erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesent-
lichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen 
Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt 
sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen 
Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzli-
chen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie 
einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prü-
fungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht 
beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, 
aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB und der EU-APrVO unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstel-
lung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus 
Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als 
wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet 
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der 
Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts 
getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressa-
ten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen 
aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber 
hinaus

•	 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentli-
cher – beabsichtigter oder unbeabsichtigter – falscher 
Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, 
planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion 
auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnach-
weise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grund-
lage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, 
dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt 
werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, 
da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fäl-
schungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irrefüh-
rende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können.

•	 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung 
des Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsys-
tem und den für die Prüfung des Lageberichts relevan-

ten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshand-
lungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen 
angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prü-
fungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der Gesell-
schaft abzugeben.

•	 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzli-
chen Vertretern angewandten Rechnungslegungsmetho-
den sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen 
Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit 
zusammenhängenden Angaben.

•	 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit 
des von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlang-
ten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicher-
heit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegeben-
heiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit 
der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmens
tätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss 
kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, 
sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die 
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im 
Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese 
Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungs-
urteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolge-
rungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres 
Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zu
künftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch 
dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstä-
tigkeit nicht mehr fortführen kann.

•	 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und 
den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der 
Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde lie-
genden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft ver-
mittelt

•	 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem 
Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das 
von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft.

•	 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetz-
lichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten 
Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichen-
der geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei 
insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von 
den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeut-
samen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte 
Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen 
Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den 
zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde 
liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein 
erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereig-
nisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben 
abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortli-
chen unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitpla-
nung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellun-
gen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontroll-
system, die wir während unserer Prüfung feststellen.

Wir geben gegenüber den für die Überwachung Verant-
wortlichen eine Erklärung ab, dass wir die relevanten Unab-
hängigkeitsanforderungen eingehalten haben, und erörtern 
mit ihnen alle Beziehungen und sonstigen Sachverhalte, 
von denen vernünftigerweise angenommen werden kann, 
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dass sie sich auf unsere Unabhängigkeit auswirken, und die 
hierzu getroffenen Schutzmaßnahmen.

Wir bestimmen von den Sachverhalten, die wir mit den für 
die Überwachung Verantwortlichen erörtert haben, diejeni-
gen Sachverhalte, die in der Prüfung des Jahresabschlusses 
für den aktuellen Berichtszeitraum am bedeutsamsten 
waren und daher die besonders wichtigen Prüfungssachver-
halte sind. Wir beschreiben diese Sachverhalte im Bestäti-
gungsvermerk, es sei denn, Gesetze oder andere Rechtsvor-
schriften schließen die öffentliche Angabe des Sachverhalts 
aus.

SONSTIGE GESETZLICHE UND  
ANDERE RECHTLICHE ANFORDERUNGEN
Übrige Angaben gemäß Artikel 10 EU-APrVO
Wir wurden vom Verwaltungsrat am 3. Mai 2018 als Ab
schlussprüfer bestellt. Wir wurden am 3. Juli 2018 von der 
Verwaltungsratsvorsitzenden beauftragt. Wir sind ununter-
brochen seit dem Geschäftsjahr 2015 als Abschlussprüfer 
der Hamburgische Investitions- und Förderbank, Ham-
burg, tätig.

Wir erklären, dass die in diesem Bestätigungsvermerk ent-
haltenen Prüfungsurteile mit dem zusätzlichen Bericht an 
den Prüfungsausschuss nach Artikel 11 EU-APrVO (Prü-
fungsbericht) in Einklang stehen.

Wir haben folgende Leistungen, die nicht im Jahresab-
schluss oder im Lagebricht des geprüften Unternehmens 
angegeben wurden, zusätzlich zur Abschlussprüfung für das 
geprüfte Unternehmen erbracht:

•	 Prüfung der Bezüge des Vorstands, der früheren Vor-
standsmitglieder und ihrer Hinterbliebenen sowie der 
Aufwendungen für den Verwaltungsrat und seine Aus-
schüsse für das Geschäftsjahr 2018

•	 Prüfung der Ermittlung des Beitrags zur Entschädi-
gungseinrichtung

•	 Prüfung des Krediteinreichungsverfahrens

•	 Prüfung der Meldung gezielter längerfristiger Refinan-
zierungsgeschäfte des Eurosystems

VERANTWORTLICHER WIRTSCHAFTSPRÜFER

Der für die Prüfung verantwortliche Wirtschaftsprüfer ist 
Herr Matthias Rütten. 

Hamburg, den 12. März 2019

Deloitte GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

	 (Andreas Feige)	 (Matthias Rütten) 
	 Wirtschaftsprüfer	 Wirtschaftsprüfer)

Bericht des Verwaltungsrates
Der Verwaltungsrat und die Ausschüsse haben sich im 
Berichtsjahr in mehreren Sitzungen in Wahrnehmung ihrer 
gesetzlichen und satzungsmäßigen Aufgaben über die 
Geschäftsentwicklung der Hamburgischen Investitions- 
und Förderbank informiert, die Geschäftsführung des Vor-
standes überwacht und die erforderlichen Beschlüsse 
gefasst.

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2018 ist durch die 
Deloitte GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft geprüft 
und mit dem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk ver-
sehen worden. Der Verwaltungsrat hat den Jahresabschluss 
festgestellt, den Lagebericht zur Kenntnis genommen, dem 
Vorstand Entlastung erteilt und auf Vorschlag des Vorstan-
des die Verwendung des Gewinns beschlossen.

Hamburg, den 26. April 2018

Die Vorsitzende des Verwaltungsrates 
Dr. Dorothee Stapelfeldt, Senatorin 665

Sonstige Mitteilungen

Öffentliche Ausschreibung

a)	 HafenCity Hamburg GmbH  
Osakaallee 11, 20457 Hamburg 
Telefon: 040 / 37 47 26 - 0 
Telefax:  040 / 37 47 26 - 26 
E-Mail: info@hafencity.com 
Internet: www.hafencity.com

b)	 Öffentliche Ausschreibung nach der Vergabe- und Ver-
tragsordnung für Bauleistungen – Teil A (VOB/A).

Vergabenummer: ÖA-2016306-19-003

c)	 Vergabeunterlagen werden nur elektronisch zur Verfü-
gung gestellt.

Sofern das Vergabeverfahren elektronisch über das 
e-Vergabe-System „eVa“ durchgeführt wird, werden 
nur elektronische Angebote in Textform nach § 126b 
BGB (ausschließlich innerhalb eines elektronischen 
Vergabemanagementsystems) akzeptiert.

d)	 Ausführung von Bauleistungen

e)	 Hamburg DE 600
f)	 Innere Erschließung HafenCity, Versmannstraße Ost 

5. BA – Straßenbau 1. Baustufe
Betonplatten verlegen ca. 1780 m²
Asphaltfahrbahn herstellen ca. 5795 m²
Borde setzen ca. 1870 m

g)	 Entfällt
h)	 Aufteilung in Lose: nein
i)	 Beginn der Ausführung (sofern möglich): 28. Oktober 

2019
Fertigstellung oder Dauer der Ausführung: 27. März 
2020

j)	 Nebenangebote sind nicht zugelassen.
k)	 Die Vergabeunterlagen werden ausschließlich elektro-

nisch auf der Internetpräsenz der Deutschen e-Vergabe 
unter folgender URL zur Verfügung gestellt: 
https://deutsche- evergabe.de
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Die Angebote sind nur in digitaler Form über die Platt-
form www.deutsche-evergabe.de einzureichen.

Anfragen zum Vergabeverfahren werden ausschließlich 
über die deutsche e-vergabe beantwortet. Hinweis: 
Anfragen, welche direkt an den Auftraggeber (gem. a) 
gerichtet werden, werden NICHT berücksichtigt.

Ein Einzelversand der Fragen und Antworten zum 
Vergabeverfahren erfolgt nicht. Fragen werden nur 
über das e-Veragbe System gestellt. Bitte beachten Sie, 
dass 6 Tage vor der Angebotseröffnung aus Gründen 
der Gleichbehandlung keine Fragen mehr beantwortet 
werden dürfen.

Die Vergabeunterlagen sind über die Veröffentli-
chungsplattform der Freien und Hansestadt Hamburg 
(http://www.hamburg.de/oeffentliche-auftraege/) elek
tronisch abrufbar.

Fragen und Antworten während des Verfahrens wer-
den ebenfalls auf der Veröffentlichungsplattform 
bekannt gemacht; Ein Versand per E-Mail erfolgt 
nicht.

l)	 Entfällt

m)	 Die Angebote können bis zum 5. September 2019 um 
15.00 Uhr eingereicht werden.

n)	 Anschrift, an die die Angebote zu richten (und/oder 
ggf. elektronisch zu übermitteln) sind: an Buchstabe a) 
über die deutsche-e-vergabe.

o)	 Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufassen.

p)	 Ablauf der Angebotsfrist am 5. September 2019 um 
15.00 Uhr.

Öffnungstermin an der Anschrift der lit. n) am 5. Sep-
tember 2019 um 15.00 Uhr.

Bei der Öffnung der Angebote dürfen Bieter und ihre 
Bevollmächtigten nicht anwesend sein.

q)	 Geforderte Sicherheiten: siehe Vergabeunterlagen.

r)	 Zahlungsbedingungen: siehe Vergabeunterlagen.

s)	 Die Rechtsform der Bietergemeinschaft nach der Auf-
tragserteilung muss eine gesamtschuldnerisch haftende 
Arbeitsgemeinschaft mit bevollmächtigtem Vertreter 
sein.

t)	 Präqualifizierte Unternehmen führen den Eignungs-
nachweis durch ihren Eintrag in die Liste des „Vereins 
für Präqualifikation von Bauunternehmen e.V.“ (sog. 
Präqualifikationsverzeichnis).

Beim Einsatz von Nachunternehmern ist auf gesonder-
tes Verlangen deren Präqualifikation nachzuweisen.

Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu-
figen Eignungsnachweis bestimmte Eigenerklärungen 
auf dem gesonderten Formblatt „Eignung“ der Verga-
beunterlagen abzugeben. Von den Bietern der engeren 
Wahl sind die Eigenerklärungen auf Verlangen durch 
(ggf. deutschsprachig übersetzte) Bescheinigungen zu 
bestätigen.

Darüber hinaus sind zum Nachweis der Eignung wei-
tere Angaben gemäß § 6a Abs. 3 VOB/A im Wege eines 
Einzelnachweises zu machen.

Die einzelnen Eignungsnachweise sind dem Formblatt 
„Eignung“ der Vergabeunterlagen zu entnehmen.

Der Vordruck „Eignung“ mit allen geforderten Erklä-
rungen und Nachweisen ist unterschrieben vorzulegen.

u)	 Die Zuschlagskriterien sind den Vergabeunterlagen 
(Formblatt Aufforderung Angebotsabgabe bzw. im 
eVergabesystem „eVa“ der Anlage zur Information der 
Ausschreibung) zu entnehmen.

v)	 Die Bindefrist endet am 11. November 2019 um 24.00 
Uhr.

w)	 Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A):  
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen  
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg

Hamburg, den 26. Juli 2019

ARGUS Stadt und Verkehr 666

Gläubigeraufruf

Der Verein Hamburger Unternehmenstage: Steuern 
e.V. (Amtsgericht Hamburg, VR 17552) mit Sitz in Ham-
burg, ist aufgelöst worden und befindet sich in Liquidation. 
Zu Liquidatoren wurden Frau Brigitte Müller-Burmeister 
und Herr Henning Raddatz, Geschäftsstelle: Handelskam-
mer Hamburg, Adolphsplatz 1, 20457 Hamburg, bestellt. 
Die Gläubiger des Vereins werden gebeten, ihre Ansprüche 
gegen den Verein bei einem der Liquidatoren anzumelden.

Hamburg, den 20. Juni 2019

Die Liquidatoren	 667

Gläubigeraufruf

Der Verein Netzwerk Neue Niere e.V. (Amtsgericht 
Hamburg, VR 19600) mit Sitz in Hamburg, ist durch 
Beschluss der Mitgliederversammlung vom 22. Juni 2019 
aufgelöst worden. Zu Liquidatoren wurden Herr Dr. Flo-
rian Grahammer, Martinistraße 52, 20246 Hamburg und 
Frau Stefanie Freude, Martinistraße 52, 20246 Hamburg, 
bestellt. Die Gläubiger werden gebeten, ihre Ansprüche bei 
einem der Liquidatoren anzumelden.

Hamburg, den 5. Juli 2019

Die Liquidatoren	 668

Gläubigeraufruf

Der Verein „Rettet die Deichstraße“ e.V. (Amtsgericht 
Hamburg, VR 7745), c/o Stiftung Rettet die Deichstraße, 
Willy-Brandt-Straße 60, 20457 Hamburg, ist durch Beschluss 
der Mitgliederversammlung vom 30. April 2019 aufgelöst 
worden. Zu Liquidatoren wurden Herr Peter Börner, Herr 
Klaus Friedrich Joachim Francke, Frau Elisabeth Kiausch, 
Herr Martin Schau sowie Herr Eric Seele, bestellt. Die 
Gläubiger werden gebeten, ihre Ansprüche unter der oben 
angegebenen Adresse bei dem Verein anzumelden.

Hamburg, den 19. Juli 2019

Die Liquidatoren	 669
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